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Anlage 140 und 141.

Anlage 140.
Bericht

des Ausschussesl über den Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck, betreffend Abänderung des
Gesetzes für das Fürstentum Lübeck vom 24. März 1911/9 . März 1922, betreffend Unterstützung der

Hebammen. 1. Lesung.
(Anlage 11.)

Der Ausschuß stellt den
Antrag  2:

Das Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1923 in Kraft.

Der Ausschuß stellt den
Antrag  3:

Annahme des Gesetzentwurfs in der beantragten
Änderung.

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

Zehetmair.

Erklärung des Regierungsvertreters siehe Bericht über
Anlage 7.

Der Ausschuß stellt den
Antrag 1:

In den 2 und 3 des Gesetzes, betreffend Unter¬
stützung der Hebammen , vom 24. März 1922 in der
Fassung des Gesetzes vom 9. März 1922 , werden
die Zahlen „1800 und 3000 ulk" nicht wie im Ent¬
wurf vorgesehen durch „18 000 und 30 000 >K " ,
sondern durch „27 000 und 45 000 <// " ersetzt.

Anlage 141.
Bericht

des AusschussesI zu dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend Abänderung des Gesetzes für das Fürstentum
Lübeck vom 24. März 1911/  9. März 1922, betreffend Unterstützung der Hebammen. 2. Lesung.

(Anlage 11.)

Zur 2. Lesung ist ein Antrag des Abgeordneten Jor¬
dan  eingegangen in folgender Fassung:

Hebammen , die ohne ihr grobes Verschulden zur
Ausführung ihres Berufes unfähig geworden sind oder
das 60. Lebensjahr zurückgelegt haben , können nach Aus¬
gabe ihres Berufes im Falle der Bedürftigkeit vom Mini¬
sterium der sozialen Fürsorge nach Anhörung des Amts¬
vorstandes (Stadtmagistrat ) Unterstützungen bewilligt
werden bis zu 45 000 cK jährlich . Daneben soll ihr son¬
stiges Einkommen auf den Betrag gebracht werden , den
Sozialrentner jeweilig als Unterstützung erhalten.

Der Ausschuß hat vorstehenden Antrag gemeinsam
mit dem Regiernngsvertreter beraten und kam zu der An¬
sicht, daß durch Anfügung eines kurzen Absatzes an den Ge¬
setzentwurf dasselbe erreicht werden kann.

Der Ausschuß stellt den

Antrag  1:
Der Landtag wolle beschließen, dem Gesetzent¬

wurf , so wie er aus der 1. Lesung hervorging , anzn-
fügen:

Die Staatsregiernng ist auch ermächtigt , den
Hebammen Unterstützungen nach Art und Umfang
derjenigen für Sozialrentner zu gewähren.

Weiter stellt der Ausschuß den
Antrag 2:

Den Antrag Jordan hierdurch für erledigt zu er¬
klären , und

Antrag  3:
Annahme des Gesetzentwurfes im Ganzen , wie

derselbe durch die Beschlüsse des Landtags sich ge¬
staltet hat , seine Zustimmung erteilen.

Namens des Altsschusses I.
Der Berichterstatter:

Zehetmair.
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Anlage 142.
Anlage 142 und 143

Bericht
des AusschussesI über die Anlage 13 (Verordnung für den Landesteil Oldenburg zur Abänderung des
Gesetzes für das Herzogtum Oldenburg vom 22. Februar 1898, betreffend Besteuerung des Wandergewerbes,

in der Fassung vom 20. August 1920 und 14. Mai 1922).

Das Staatsministerium hat auf Grund des tz 37 der
Verfassung am 7. Dezember 1922 ein Notgesetz, betreffend
Besteuerung des Wandergewerbes für den Landesteil
Oldenburg , in: Wege der Verordnung erlassen. Dies war
notwendig geworden, weil durch die stetig fortschreitende
Entwertung unseres Geldes , die im Gesetz festgelegten
Steuersätze auch nicht annähernd mehr zutreffend waren.
Der Ausschuß stellt daher den

Antragi:
Der Landtag wolle die Verordnung des Staats¬

ministeriums bestätigen.

Der Ausschuß hat eingehend darüber beraten , ob es
nicht unter den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen , bei
der unglücklichen weiteren Verschlechterung unserer Zah¬
lungsmittel , angebracht sei, dem Staatsministerinm die Er¬
mächtigung zu erteilen , nach Maßgabe einer Gebührenord¬
nung , von Zeit zu Zeit der Geltentwertung angepaßt , im
Wege der Verordnung ständig die Steuersätze sestznsetzen.

Man glaubte dann doch dies nicht tun zn sollen, da der
Wandergewerbeschein für ein ganzes Kalenderjahr ansge¬
stellt wird und die Regierung , wenn der Landtag ver¬
sammelt ist, diesen: die entsprechenden Vorlagen jedesmal
zugehen lassen kann. Auf wirtschaftlichem Gebiet verschieben
sich offenbar viele Verhältnisse und scheint es dem Aus¬
schüsse erforderlich, solches nachzupxüfen. Sollte es not¬
wendig sein, so kann den veränderten Verhältnissen in bis¬
heriger Weise Rechnung getragen werden . Aus diese:: Er¬
wägungen heraus und weil die in der vorliegenden Ver¬
ordnung enthaltenen Sätze heute schon viel zu niedrig er¬
scheinen, stellt der Ausschuß den

Antrag  2:
Das Staatsministerium wird ersucht, den: Land¬

tag sofort einen neuen Gesetzentwurf vorzulegen, der
eine weitere Erhöhung der in der Verordnung ent¬
haltenen Sätze vorsieht.

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

Kalkkuhl.

Anlage 143.
Bericht

des Ausschusses III über das Schreiben des Regierungsbevollmächtigten vom 19. April 1923, betreffend
Änderungen und Ergänzungen der Stellenübcrsicht

In dem Schreiben von: 19. April 1923 stellt der Re¬
gierungsvertreter folgenden Antrag:

Ich beantrage folgende Änderungen und Ergän¬
zungen der mit der Anlage 14 vorgelegten Stellenüber¬
sicht für das Rechnungsjahr 1923:
bei „VII Gendarmeriezahlmeister " in Spalte 4 hinzn-

gesügt „— 1" und in Spalte 5 die Zahl „1" gestrichen,
bei „VIII Gendarmerieinspektor " in Spalte 4 hinzu¬

gefügt „— 1" .am Schluß nochgetragen 4- 1 und
„IX Gendarmerieoberinspektor " mit den Zahlen „ 4- 1"

in Spalte 4 und „1" in Spalte 6.

(Anlage 14) für das Rechnungsjahr 1923/24.

Auf Seite ö wird ferner nachgetragen:
„tz 30. Ordnungspolizei " .
„V Polizeiassistent" mit den Zahlen „ 4- ö" in Spalte

4 und „5" in Spalte 5,
„VI Polizeisekretäre mit den Zahlen „ 4- 2" in Spalte 4

und „2" in Spalte 5,
„VII Polizeiwerkmeistcr " mit den Zahlen „ 4- 1" in

Spalte 4 und „1" in Spalte 5,
„IX Polizeioberinspektor " mit den Zahlen „ 4- 1" in

Spalte 4 und „1" in Spalte 5.
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Anlage 143 und 144.

Auf Seite 6 wird nachgetragen:
„tz 55. Fischerei."
„V Fischmeister" mit den Zahlen 1" in Spalte 4 und

„1" in Spalte 5.
Auf Seite 8 wird

bei „VIII Bauführer " in Spalte 4 nachgefügt: „— 1"
und in Spalte 5 die Zahl „2" geändert in „1" ,

bei „IX Technische Regierungsobersekretäre an wichtigen
Banämtern " in Spalte 4 nachgefügt „ > 1" und in
Spalte 5 die Zahl „2" geändert in „3" .

Die Bemerkung in Spalte 9 wird von „VIII Bau¬
führer " nach „IX Technische Regiernngsobcrsekretäre an
wichtigen Bauämtern " übertragen.

Auf Seite 9 wird bei den 123 und 127
„IX Oberinspektor " ersetzt durch
„X Jnstizamtmann ".

Auf Seite 17 wird bei § 13
„VII Gcndarmeriekommissare " mit den Zahlen „2" in

Spalte 3 und „2" in Spalte 5 gestrichen und nachge¬
tragen

„VII Gendarmerieoberkommissar " mit den Zahlen „1"
in Spalte 3 und „1" in Spalte 5, sowie ferner nach¬
getragen:

„VIII Gendarmerieinspektor " mit den Zahlen „ V 1" in
Spalte 4 und „1" in Spalte 5.

Auf Seite 17 erhält zu Z 15
bei „XI Medizinalrat " die Bemerkung in Spalte 9 fol¬

gende Fassung:
„Der Stelleninhaber bezieht drei Viertel des plan¬

mäßigen Diensteinkommens ."

Hierzu stellt der Abgeordnete Albers  den folgenden
Verbessernngsantrag:

Annahme des zu Anlage 14 (Stellenübersicht ) ge¬
stellten Regierungsantrages mit der Änderung , daß unter
„VI Polizeisekretäre die Zahl „ M 2" in Spalte 4 geän¬
dert in 1" , und die Zahl „2" in Spalte 5 geändert
wird in „1" ,

ferner hinter „VII Polizeiwerkmeister " nachgefügt
wird „VII Polizeiobersekretär " mit den Zahlen ,, -b 1" m
Spalte 4 und „1" in Spalte 5."

Da seitens des Regierungsvertreters gegen den An¬
trag Albers keine Bedenken erhoben wurden , stellt der Aus¬
schuß den

Antrag:
Der Landtag wolle unter Annahme des Antrags

des Abgeordneten Albers dem so veränderten An¬
träge des Regierungsvertreters zustimmen.

Namens des Ausschusses III.
Der Berichterstatter:

Müller.

Anlage 144.
Bericht

des Ausschusses II zu dein Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg, betreffend die Errichtung
einer Arbeitnehmerkammer. 1. Lesung.

(Anlage 15.)

Der vorliegende Gesetzentwurf will eine seit langem
empfundene Lücke ausfüllen . Während schon seit vielen
Jahren die Unternehmer in der Landwirtschaftskammer,
Handelskammer und Handwerkskammer über gesetzliche Be-
rnfsvertretnngen verfügen , fehlte eine solche oder ähnliche
gesetzliche Bernfsvertretung für die gesäurten Arbeitnehmer.
Wohl haben sich die Arbeitnehmer große, starke Berufs¬
organisationen geschaffen. Diese haben aber keine gesetzliche
Grundlage . Die Arbeitnehmer waren daher in der Wah¬
rung ihrer Interessen in der Gesetzgebungund Verwaltung
stark im Nachteil. Daraus erklärt sich auch die seit mehreren
Jahrzehnten erhobene Forderung der Arbeitnehmer auf
Bildung von öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen . Um¬
stritten war und ist auch heute noch die Frage , ob reine

Arbeitnehmerkammern oder paritätisch zusammengesetzte, d.
h. ans Arbeitnehmern und Arbeitgebern in gleicher Zahl
besetzte Kammern , das Richtige sei. Auch in Arbeitnchmer-
kreisen bestand keineswegs immer ein einheitlicher Stand¬
punkt in dieser Frage . So forderte die sozialdemokratische
Reichstagsfraktion bereits im Jahre 1877 in einem Gesetz¬
entwurf die Errichtung von paritätischen Gewerbekammern.
Es hieß in dein Entwurf : „Bis spätestens am 1. 1. 1879
sind von Reichs wegen Gewerbekammern in genügender
Zahl zu errichten . Dieselben sind berufen , die Gewerbs - und
Arbeiterinterefsen zu vertreten und den Behörden Berichte
zu erstatten , welche zu veröffentlichen sind; Anträge an die
Behörden zu stellen sowie gemeinsam gewerbliche Errich¬
tungen und Fachanftalten zu beaufsichtigen." Die Mit-
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glieder der Kammer sollten zu gleichen Teilen ans Arbeit¬
nehmern und Arbeitgebern bestehen. Im Jahre 1884 da¬
gegen beantragte die sozialdemokratischeFraktion Arbeiter¬
kammern und im Jahre 1885 znm ersten Male Arbeits¬
kammern ans paritätischer Grundlage in Verbindung mit
einem Reichsarbeitsamt und Bezirksarbeitsämtern . Alle
diese Vorschläge fanden keine Gegenliebe. Erst nach den so¬
genannten Februarerlassen im Jahre 1888 , in denen be¬
sondere Arbeiterinteressenvertretungen in Aussicht gestellt
waren , kam die Angelegenheit mehr in Fluß . Nunmehr ver¬
langte auch das Zentrum Arbeitskammern . Später trat
auch die nationalliberale Partei dafür ein . Im Jahre 1905
nahm dann auch der fünfte Kongreß der Gewerkschaften
Deutschlands zu dieser Frage Stellung und stellte sich gegen
eine nicht geringe Minorität ans den Boden der reinen Är-
beiterkammern.

^Jn demselben Jahre erklärte der damalige Staats¬
sekretär Graf von Posadowsky, daß die Regierung bereit sei,
Arbeitskammern ins Leben zu rufen . Am 4. Februar 1906
wurde dann vom Reichsamt des Innern dem Bundesrat ein
Entwurf vorgelegt . Diese Arbeitskammern sollten berufen
sein, den wirtschaftlichen Frieden zu Pflegen. Sie sollten
die gewerblichen und wirtschaftlichen Interessen der Arbeit¬
geber und Arbeitnehmer der in ihnen vertretenen Gewerbe¬
zweigen, sowie die auf dem gleichen Gebiete liegenden beson¬
deren Interessen der beteiligten Arbeitnehmer wahrnehmen.
Auch diese Kammern sollten sich aus gleichen Teilen Arbeit¬
gebern und Arbeitnehmern zusammensetzen. Die Kosten
sollten die Bernfsgenossenschaften tragen . Dieser Entwurf
erfuhr in der Öffentlichkeit starke Angriffe . Eine Verständi¬
gung darüber kam nicht zustande. Auch in den folgenden
Jahren ging der Streit hin und her. Es kam der Weltkrieg
mit seinen fürchterlichen Folgen und der Zusammenbruch.
Die erste deutsche Volksvertretung nach dem Zusammen¬
bruch, die deutsche Nationalversammlung , hat dann nach
vielen Wirren den Artikel 165 beschlossen, nach welchem
neben den Betriebsräten , Bezirkswirtschaftsräte und ein
Reichswirtschaftsrat geschaffen werden sollen, in denen die
Vertreter der Arbeitgeber mit denen der Arbeitnehmer und
Angestellten sowie der sonst beteiligten Volkskreise zu¬
sammentreten sollen. Bei der Durchführung des Artikels
165 haben sich recht große Schwierigkeiten ergeben. Zur
Durchführung des Artikels wurde für die erste Stufe das
Betriebsrätegesetz beschlossen. Auch der dritten Stufe ist
durch die Bildung des vorläufigen Reichswirtschaftsrats
vorläufig entsprochen worden . Fast unüberwindliche
Schwierigkeiten scheinen sich aber bei der Bildung der mitt¬
leren Stufe , der Bezirkswirtschaftsräte zu ergeben. Bereits
seit 2 Jahren beschäftigte sich der Verfassungsausschuß des
vorläufigen Wirtschaftsrats mit der Lösung dieser Aufgabe.
Dabei ergab sich die Notwendigkeit, die bestehenden Kam¬
mern wie Landwirtschafts -, Handels - und Handwerks¬
kammern mit den neuen Körperschaften in Verbindung zu
bringen . Auch die Auslösung dieser Kammern wurde mit in
den Kreis der Beratungen gezogen. Dies schien aber nickt
für durchführbar . Bei der späteren Beratung wurde schließ¬
lich ein Vorschlag gutgeheißen, die Schaffung der Bezirks¬
wirtschaftsräte vorläufig zurückzustellen, dafür aber eine

Anlage l44.

Umgestaltung der bestehenden Kammern in paritätische
Kammern vorzunehmen . Einer solchen Umgestaltung setzten
jedoch die Vertreter der Arbeitgeber ' einen heftigen Wider¬
stand entgegen. Sie wollen den bisherigen Kammern den
Charakter der reinen Unternehmer -Vertretungen erhalten.
Dabei brachten sie ferner znm Ausdruck, daß dem Artikel
165 der Reichsverfassnng am zweckmäßigsten dann ent¬
sprochen würde , wenn neben den Unternehmernkammern
auch Interessenvertretungen für die Arbeitnehmer nach
Wirtschaftsgebieten gebildet würden , weil der genannte Ar¬
tikel neben Bezirkswirtschaftsräten auch Bezirksarbeiterräte
fordert . Die Arbeitervertreter konnten diese Gründe jedoch
nicht in vollem Umfange anerkennen . Es würde aber zu
weit führen , all die Gründe für und wider hier anznführen.

Im Dezember 1922 ist im vorläufigen Rcichswirt-
schaftsrat eine Einigung zwischen Arbeitgebern und Arbeit¬
nehmern über diese strittige Frage erzielt worden . Danach
sollen die Handels - und Handwerkskammern in ihrer bis¬
herigen Zusammensetzung als selbständige Organe bestehen
bleiben. Daneben sollen Vertretungen der Arbeitnehmer
ans den kammerpflichtigen Betrieben treten . Ans den Be¬
schlüssen soll nur kurz folgendes über die geplante Zu¬
sammensetzung der Kammern angeführt werden:

1. Die Landwirtschaftskammern sollen sich znsammen-
setzen aus Unternehmern und Arbeitnehmern . Die Unter¬
nehmerabteilung wählt die Arbeitnehmerabteilnng Itl
der Mitglieder.

2. Industrie - und Handelskammern . Die öffentlich-
rechtliche Berufsvertretung für Handel und Industrie wird
gebildet durch die Industrie - und Handelskammern und die
Unternehmervertretungen für Industrie und Handel , die
durch ein Gemeinschaftsorgan verbunden werden.

Das Gemeinschastsorgan wird paritätisch ans Mit¬
gliedern und Beamten der beiderseitigen Vertretungen ge¬
bildet. Es hat öffentlich-rechtlichen Charakter.

3. Handwerks und Gewerbekammern . Die Gemein¬
schaftsarbeit der Unternehmer und Arbeitnehmer im Hand¬
werk wird durch ein Gemeinschaftsorgan ausgeübt . Das
Geineinschaftsorgan wird bei jeder Handwerks- und Ge¬
werbekammer errichtet. Es hat öffentlich-rechtlichen Cha¬
rakter und ist aus der gleichen Zahl von Unternehmern und
Arbeitnehmern zu bilden . Die Zahl der Mitglieder des Gc-
meinschastsorgans wird durch die Landeszcntralbehörde be¬
stimmt . Der Vorsitz im Gemeinschaftsorgan wird nach
Maßgabe einer Geschäftsordnung alljährlich abwechselnd
von einem Unternehmer und einem Arbeitnehmer geführt.

Inwieweit und wann die Vorschläge des vorläufigen
Reichswirtschaftsrats sich zu Gesetzen verdichten werden , ist
heute noch nicht zu erkennen. Jedenfalls werden noch Mo -,
nate , ja vielleicht Jahre darüber vergehen.

In der Begründung zu der vorliegenden Gesetzesvor¬
lage bringt das Staatsministerinm zum Ausdruck, bereit zu
sein, den als berechtigt anzuerkennenden Wünschen der Ar¬
beitnehmer auf Errichtung einer Interessenvertretung zu
entsprechen. Es liege ein Bediirfnis vor, für ihre Beur¬
teilung der wirtschaftlichen Verhältnisse in die Lage versetzt
zu sein, neben der Auffassung der Unternehmer auch die An-
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Anlage 144.

sicht der Arbeitnehmer kennen zn lernen nnd zu berücksichti¬
gen . Alls der Erkenntnis dieses Bedürfnisses heraus glaubt
das Ministerium mit der Bildung einer solchen Interessen¬
vertretung nicht warten zu können , bis im Reiche eine Be¬

iordnung erfolgt . Ferner ist das Ministerium davon ans¬
gegangen , daß diese Einrichtung nach der Reichsverfassung
zur Zuständigkeit der Länder gehört . Der Artikel 165 letzter
Absatz besage wohl , daß Aufbau nnd Aufgaben der Arbeiter-
nnd Wirtschaftsräte sowie ihr Verhältnis zu anderen sozi¬
alen Selbstverwaltnngsorganen zn regeln ausschließlich
Sache des Reiches sei. Aber die dort vorgesehenen Ans¬
gaben seien ganz andere wie die der Arbeitnehmerkammer
angewiesenen . Es bestehe durchaus keine Gefahr , daß die hier
zu errichtende Arbeitnehmerkammer etwa der Entwicke¬
lung im Reich hinderlich sein können . Im Gegenteil . Die
zukünftigen Bezirkswirtschaftsräte werden sich ans die be¬
stehenden Unternehmerkammern und Arbeitnehmerkam¬
mern aufbanen . Vor allen Dingen werden die im Entwurf
vorgesehenen Fachgruppen ohne eine besondere Änderung
des Gesetzes geeignet sein , zusammen mit Vertretung der be¬
stehenden Unternehmerkammern , die nach den Beschlüssen
des vorläufigen Reichswirtschaftsrats vorgesehenen Gemein¬
schaftsorgane zn bilden . Die landwirtschaftlichen Arbeiter
sind in dem Entwurf nicht mit eingeschlossen , da diese durch
das Landwirtschastskammergesetz vom 22 . Juni 1922 be¬
reits eine , wenn auch nach Ansicht eines großen Teiles nur
ungenügende Vertretung haben . Mir den Fall , daß die Zu¬
sammensetzung der Landwirtschaftskammern später nach
dem Beschlüsse des vorläufigen Reichswirtschaftsrats er - '
folgen müsse , müßte auch das Landwirtschastskammergesetz
vom 22 . Juni 1922 dementsprechend eine Änderung er¬
fahren.

Bei der Beratung des Gesetzentwurfs würde zunächst
ein längerer Vortrag des Regierungsvertreters entgegen-
genommcn . Uber einige Punkte konnte im Ausschuß eilte
Verständigung nicht erzielt werden.

Der Ausschuß stellte zn dem Entwurf im allgemeinen
folgende Fragen:

1 . Welche Aussicht besteht nach Ansicht der Regierung
über die Verwirklichung von paritätischen Kammern
durch Reichsgesetz?

2 . In welcher Stärke haben die Angestellten sich für
bzw . gegen eine eigene Kammer ausgesprochen?

3. Ans wieviel Angestellten und Arbeitern setzt sich der
Landesansschuß für Angestellte nnd Arbeiter zu¬
sammen nnd haben sich dort Gegensätze ergeben?

Der Regierungsvertreter erwiderte zur ersten Frage,
daß nach den Beschlüssen des Reichswirtschaftsrats , die sich
aller Voraussicht nach die Reichsregiernng zu eigen machen
wird , keine Aussichten für eine paritätische Ausgestaltung
der Unternehmerkammern bestehen . Neben den Handwerks¬
kammern wird voraussichtlich ein Gemeinschaftsorgan ge¬
schaffen werden , das zu gleichen Zahlen aus Arbeitgebern
und Arbeitnehmern bestehen soll . Es wird gesetzlichen
Schwierigkeiten kaum begegnen , als Arbeitnehmergruppe
dieses Geineinschaftsorgans die Fachgruppe II der Arbeit¬
nehmerkammer einznsetzen . Die Bernfsvertretnng für In¬
dustrie und Handel wird voraussichtlich gebildet durch die !

Industrie und Handelskammern , die Arbeitnehmervertre-
tnngen für Industrie nnd Handel , sowie durch das diese bei¬
den verbindende Gemeinschaftsorgan . Für den Bezirk jeder
Handelskammer nnd an deren Sitz solle eine besondere Ar¬
beitnehmervertretung eingerichtet werden . An eine ge¬
trennte Vertretung fiir Arbeiter und Angestellte ist an¬
scheinend dabei nicht gedacht.

Die zweite Frage wurde dahingehend beantwortet , daß
bei den Vorverhandlungen sich lediglich der dentschnationale
Handlttngsgehilfenverband für die Errichtung einer eigenen
Angestelltenkammer ausgesprochen habe.

Zur Frage 3 teilte der Regierungsvertreter mit , daß
der Landesansschuß sich zusammensetzt ans etwa Arbei¬
tern nnd Angestellten . Nach angestellten Ermittelungen
hätten sich irgendwelche Gegensätze zwischen den Arbeitern
nnd Angestellten nicht ergeben.

Die Mehrheit des Allsschusses hält nach allen diesen
den Entwurf für eine brauchbare Grundlage für die kom¬
mende reichsgesetzliche Regelung und sieht keine Gefahr
darin für die Durchführung des Artikels 165 der Reichsver¬
fassung . Allerdings kam dabei von Anhängern des Allge¬
meinen deutschen Gewerkschaftsbnndes wie auch der christlich
nationalen Gewerkschaften znm Ausdruck , daß sie nach wie
vor grundsätzlich auf dem Boden der paritätischen Kammern
stehen . Umstritten war auch nach der eingehenden Aus¬
sprache vor allen Dingen noch die Frage , ob Arbeitnehmer¬
kammer oder getrennte Arbeiter - und Angestelltenkammern.
Die Mehrheit des Ausschusses erkennt die in der Begrün¬
dung des Staatsministeriums und der Fragebeantwortung
des Regierungsvertreters hervorgehobenen Punkte für eine
Arbeitnehmerkammer in vollem Umfange an nnd hält die
Bildung von getrennten Kammern für außerordentlich un¬
praktisch und für,eine starke Überorganisation . Durch die
Bildung von besonderen Abteilungen für Arbeiter und An¬
gestellte innerhalb der Kammer sind genügende Sicherheiten
zum Schutze der Angestellten vorgesehen . Evtl , könnten
weitere , wenn sich die Notwendigkeit ergeben sollte , durch die
Ausführnngsbestimmnngen getroffen werden . Vor allen
Dingen komme dabei mit in Frage , daß bei den Vorbe¬
ratungen , zu welchen : der Landesansschuß für Arbeiter - und
Angestelltenfragen , in welchem alle Richtungen vertreten
sind , hinzugezogen war , nur die Vertreter der deutschnatio¬
nalen Handlungsgehilfen für getrennte Arbeiter - und Anae-
stelltenkammern eintraten . Einige andere Vertreter der An¬
gestellten wünschten in der Arbeitnehmerkammer nur eine
gleichmäßige Verteilung der Sitze auf Arbeiter und Ange¬
stellte . Einer solchen Verteilung der Sitze wird aber nicht
entsprochen werden können , da die Zahl der Angestellten
schätzungsweise nur etwa 8000 , dagegen die Zahl der Ar¬
beiter 50 000 bis 60 000 betragen wird.

Die Minderheit im Ausschuß kann sich mit der Bildung
einer Arbeitnehmerkammer nicht einverstanden erklären
nnd beantragt , getrennte Kammern evtl . Ablehnung der
Vorlage , weil doch die Interessen der Arbeiter und Ange¬
stellten in vielen Punkten zu sehr verschieden seien und daher
ein gedeihliches Zusammenarbeiten nicht möglich sein wird.

Die Beratung zu den einzelnen Paragraphen hatte
folgendes Ergebnis:
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Änlcwe 14 4.

Zu ZI.
Eine Atinderheit , bestehend ans den Abgeordneten

Dannemann , Dohm , Hartong (Delmenhorst ) und Unkel¬
bach stellt den

Antrag  1:
Die Regierung wolle dem Landtag einen umgear¬

beiteten Gesetzentwurf vorlegen, nach dein statt einer
Arbeitnehmerkammer eine Arbeiterkammer gebildet
wird.

Dieselbe Minderheit stellt den
Antrag  2:

Die Regierung wolle dem Landtage einen Gesetz¬
entwurf über Bildung einer Angestelltenkammer
vorlegen.

Fiir den Fall , daß die Anträge 1 und 2 abgelehnt
würden , stellt dieselbe Minderheit den

Antrag  3:
Ablehnung der Regierungsvorlage.

Die Mehrheit des Ausschusses, die Abgeordneten Bar¬
tels , Behrens , Frerichs , Fröhle , Hatzkamp, Henneicke,
König , Saute , Schömer , Stnkenberg und Tantzen stellt den

Antrag  4:
Unveränderte Annahme des Z 1.

Z u Z 2.
Irgendwelche Bemerkungen waren nicht gemacht

worden . Der Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach stellt den

Antrag  5:
Annahme des Z 2 des Entwurfs.

Zu 8 3.
Im 8 12 Abs. 2 des Betriebsrätegesetzes ist bestimmt,

daß die Vorstandsmitglieder und gesetzlichen Vertreter von
juristischen Personen und von Personengesamtheiten des
öffentlichen und privaten Rechtes, ferner die Geschäftsführer
und Betriebsleiter , soweit sie zur selbständigen Einstellung
oder Entlassung der übrigen im Betriebe oder in der Be¬
triebsabteilung beschäftigten Arbeitnehmer berechtigt sind
oder soweit ihnen Prokura odex Generalvollmacht erteilt ist,
nicht als Angestellte im Sinne des B .R .G. zu gelten haben
und daher nicht mit unter das Gesetz fallen.

Nach der vorliegenden Vorlage sollen aber diese Ange¬
stellten der Arbeitnehmerkammer mit angehören . Im Aus¬
schuß wurde die Frage gestellt, weshalb die im Z 12 Abs. 2
B .R .G . nicht als Arbeitnehmer geltenden Personen hier als
solche in Frage kommen sollten. Der Regierungsvertreter
antwortete , daß die Einbeziehung der leitenden Angestellten
erfolgt sei, weil von einer Organisation der leitenden Ange¬
stellten ein dahingehender Antrag gestellt war . Es habe sich
aber herausgestellt , daß diese Organisation nur einen kleinen
Teil der leitenden Angestellten umfaßt , daß Gros der in
Frage kommenden Angestellten aber gegen die Einbeziehung
sei.

Der Ausschuß glaubt , daß es richtiger sei, wie im
B .R .G . auch hier diese Angestellten anszunehmen und stellt
den

Antrag 6:
Annahme des Z 3 mit der Änderung , daß im Abs.

1 des Entwurfs die Worte „sowie die in Z 12 Abs. 2
des Betriebsrätegesetzes bezcichneten Angestellten"
gestrichen werden.

Z u Z 4.
Bemerkungen zu Z 4 sind nicht gemacht. Der Aus¬

schuß, mit Ausnahme der Abgeordneten Dannemann,
Dohm , Hartong und Unkelbach stellt den

Antrag  7:
Annahme des Z 4 des Entwurfs.

Z " Z 5.
Der Ausschuß stellte die Frage , ob es nicht zweck¬

mäßiger sei, statt je 3 Gruppen nur je eine Fachgruppe zu
bilden . Der Regiernngsvertreter hält die Einteilung in
drei Fachgruppen ans alle Fälle für zweckmäßiger. Bei der
Einrichtung von nur je einer Gruppe bestehe die Gefahr,
daß die einzelnen Fachgruppen nicht ordnungsmäßig in der
Kammer vertreten sein würden . Ferner könnten sich da¬
durch später - bei der Bildung von Gemeinschaftsorganen
nach den Beschlüssen des vorläufigen Reichswirtschaftsrats
sehr leicht Schwierigkeiten ergeben.

Die Griinde des Regiernngsvertreters wurden aner¬
kannt und stellt der Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeord¬
neten Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach den

Antrag 8:
Annahme des Z 5 des Entwurfs.

Z n 88 6 n n d 7.
Zn Z 6 sind irgendwelche Bemerkungen nicht gemacht.

Zn Z 7 wurde im Ausschuß folgende Frage gestellt: „Wes¬
halb ist die Abweichung „wesentliche Belange " im letzten
Absatz eingefiigt, obgleich eine solche Einschränkung im Ar¬
tikel 4 Abs. 4 des Landwirtschaftskammergesetzes nicht vor¬
handen ist?"

Der Regierungsvertreter gab folgende Antwort:
Die Bestimmung des Z 7 deckt sich sachlich mit der Vor¬

schrift des Artikels 4 Abs. 4 des Landwirtschaftskammer¬
gesetzes. Sie einzuschränken wird nicht möglich sein, da
schließlich gesagt werden kann, daß es überhaupt keine Ma¬
terie gibt, an der die Arbeitnehmer nicht irgendwie inter¬
essiert sind. Die Regierung müßte zu allen Fragen die Ar¬
beitnehmerkammer hören, was technisch nicht durchführbar
fein würde . Es bestehen jedoch keine Bedenken, den Wort¬
laut dem Artikel 4 Abs. 4 des Landwirtschaftskammergesetzes
anzupassen.

Durch die Antwort waren die ursprünglichen Bedenken
zerstreut. Der Ausschuß mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach stellt den

Antrag  9:
Unveränderte Annahme der Z8 6 und 7 des Ent-

- Wurfs.
Anlagen. 2. Landtag des Freistaats Oldenburg, 8. Versammlung. 3
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Anlage 144.

Z " Z 8.
Vom Ausschuß war die Frage gestellt, ob eine solche

Bestimmung nötig oder ob nicht auch ohne dies eine gemein-
saure Beratung und Beschlußfassung mit den anderen Kam¬
mern möglich sei. Ferner wurde gefragt , warum hier diese
besondere Bestimmung getroffen werde, obgleich eine solche
bei den andern Kammern nicht vorhanden ist. Von dem
Regierungsvertreter wurde darauf erwidert , daß die Be¬
stimmung nicht absolut erforderlich sei. Solange aber die
von: Reichswirtschaftsrat aufgestellten Grundsätze über die
Zusammenarbeit der Unternehmer und Arbeiter nicht Ge¬
setz geworden sind, enthalte die Vorschrift des 8 8 einen star¬
ken moralischen Druck, diese Gemeinschaftsarbeit auf frei¬
willigen: Wege durchznfnhren . In Rücksicht darauf , daß
eine reichsrechtlicheBevrdnung der Berufsvertretnngen be¬
vorstehe, empfehle es sich nicht, landesrechtlich vorher noch
eine Änderung bei den anderen Kammern vorzunehmen.

Eine Minderheit des Ausschusses, bestehend ans den
Abgeordneten Dannemann , Dohm , .Hartung und Unkelbach
erachtet trotz dieser Begründung den § 8 für überflüssig und
stellt den

Antrag  10:
Streichung des 8 8.

*Die Mehrheit des Ausschusses, bestehend ans den Ab¬
geordneten Bartels , Behrens , Frerichs , Fröhle , Hätzkamp,
Heimtücke, König , Sante , Schömer , Stnkenberg und Tantzen
dagegen stimmt den Ausführungen des Regiernngsver-
treters zu und stellt den

Antrag 11:
Unveränderte Annahme des § 8.

Zn §8 9 und 10.
Zu diesen Paragraphen hat der Ausschuß keine Be¬

merkungen zu machen und stellt mit Ausnahme der Abge¬
ordneten Dannenrann , Dohm , Hartong und Unkelbach den

Antrag 12:
Annahme der 88 9 und 10 in der Fassung des

Entwurfs.

Zu 811.
Der 8 11 weicht in seiner Fassung betr . Wahlalter und

Karenzzeit von: Arbeiterkammergesetz in Bremen erheblich
ab. Auch gegenüber sonstigen einschlägigen Gesetzen, wie
Gewerbegerichtsgesetzund Betriebsrätegesetz sind nicht ganz
unerhebliche grundsätzliche Abweichungen vorhanden . Die
in: Entwurf getroffenen Bestimmungen lehnen sich für das
Wahlalter nach der Begründung an die Gemeindeordnnng
an . In : Ausschuß war inan der .Ansicht, daß die Gemeinde¬
ordnnng nicht als Vorbild dienen könne und es Wohl rich¬
tiger sei, statt die Gemeindeordnung fiir das Wahlalter das
Betriebsrätegesetz als Vorbild zu nehmen . Das Betriebs-
rätegcsetz sowie auch das Arbeitnehmerkammergesetz sollen
der Durchführung des Artikels 165 der Reichsverfassung
dienen. Es dürfte deshalb zweckmäßig sein, für das Wahl¬
recht wie fiir die Wählbarkeit in beiden Gesetzen gleiche Alter
vorzuschreiben.

Die bei der Beratung an den Regierungsvertreter ge¬
richtete Frage , ob nicht im 8 11 Abs. 1 die Karenzzeit ganz
fortsallen , in: Absatz 2 auf Jahr verkiirzt werden könne,
wurde dahin beantwortet , daß auch hierbei die Vorschriften
der Gemeindeordnung zugrunde gelegt wurden . Es würde
zweckmäßig sein, daran sestzuhalten. Aber auch in diesen:
Punkte kann die Mehrheit des Ausschusses die Gründe nicht
anerkennen.

Des weiteren ist im 8 H vorgesehen, daß die Wahl¬
berechtigung sowie die Wählbarkeit nur durch den Ort der
Tätigkeit , nicht aber auch durch den Wohnort bedingt sein
soll. Dadurch soll verhindert werden , daß ein Arbeitnehmer
gleichzeitig zu zwei Kammerbezirken gehören kann . Hierbei
wurde in: Ausschuß auf das Gewerbe- und Kaufmanns¬
gericht verwiesen.

Die Zuständigkeit dieser Instanzen erstreckt sich auch
sowohl auf den Tätigkeit^ - wie auf den Wohnort . Irgend¬
welche Schwierigkeiten haben sich daraus in der Praxis noch
nicht ergebe::. Einig ist sich der Ausschuß jedoch darüber,
eine Vorschrift zu treffen , daß ein Arbeitnehmer nicht gleich¬
zeitig zwei Kammern als Mitglied angehören darf.

Bei der Beurteilung dieses ganzen Fragenkomplexes
find vor allen Dingen die der Kammer nach 8 7 Angewiese¬
nen Aufgaben zu betrachten . Demnach ist die Kammer be¬
stimmt , der Wahrnehmung der sozialen und wirtschaftlichen
Interessen der von ihr vertretenen Arbeitnehmer sowie der
Förderung der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der
Produktiven Kräfte zu dienen . Dies find große Aufgaben,
welche sich jedoch nicht etwa nur auf die Betriebe , also den
Tätigkeitsort , sondern auch auf den Wohnort beziehen
können.

Der Ausschuß mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach stellt daher den

Antrag  13:
Annahme des 8 11 in folgender Fassung:
„Wahlberechtigt ist jeder mindestens 18 Jahre alte

reichsdentsche Arbeitnehmer ohne Unterschied des
Geschlechts, wenn er im Kammerbezirk als Arbeiter
oder Angestellter tätig ist oder wohnt.

Wählbar sind die mindestens 24 Jahre alten
reichsdeutschen Wahlberechtigten , die nicht mehr in
der Berufsausbildung stehen und seit mindestens
6 Monaten in: Kammerbezirk als Arbeitnehmer
tätig gewesen sind oder wohnen und nicht bereits
einer anderen Kammer angehören.

Jeder Wahlberechtigte hat nur eine Stimme ; er
ist nur wahlberechtigt und wählbar in der Gruppe,
zu der er gehört ."

Zu 8 12.
Der 8 12 sieht vor , daß die Mitglieder der Kammer auf

3 Jahre gewählt werden sollen. Bei der Beratung wurden
aber auch die 88 21 und 22 mit in Betracht gezogen. Dar¬
nach wählt die Angestelltenabteilung sowie die Arbeiterab-
teilnng in getrennten Sitzungen ihren Vorsitzenden. Vor¬
sitzender und stellvertretender Vorsitzender der Kammer sind
die beiden Abteilnngsvorsitzenden . Der Vorsitz ist zu Beginn
jedes Geschäftsjahres zu wechseln. Bei dreijähriger Wahl-
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Periode kann die Gefahr bestehen, daß nach jeder Neuwahl
der Vorsitzende der Arbeiterabteilnng in der Plenarsitzung
zum Vorsitzenden der Kammer gewählt würde , weil im
Plenum die Arbeitervertreter die Mehrheit haben . Der
Einfluß der Angestellten würde dadurch bis zu einem ge¬
wissen Grade gemindert werden . Um in dieser Frage eine
Gleichmäßigkeit auf alle Fälle zu gewährleisten skellt der
Ausschuß den

Antrag  14:
Annahme des 8 12 mit der Änderung , daß die

Worte „drei Jahre " durch die Worte „vier Jahre"
ersetzt werden.

Zu ßtz 13—17 einschl.
Der Ausschuß hat zu § 13 folgende Frage gestellt:
Kann eine Bestimmung eingefügt werden, nach welcher

ein Mitglied , welches ans der Organisation ausscheidet von
der cs vorgeschlagen wurde zur Niederlegung des Amtes
gezwungen werden?

Der Regierungsvertreter antwortete darauf wie folgt:
„Gegen die Einführung einer Bestimmung , nach

welcher ein Mitglied , welches aus der Organisation aus¬
scheidet, von der es vorgeschlagen wurde , auch sein Mandat
zur Arbeitnehmerkammer niederznlegen hat , sind die schwer¬
sten Bedenken zu äußern . Eine dahingehende Beordnnng
findet sich bei keinem Selbstverwaltungskörper und würde
Außenstehenden einen Einfluß einräumen , der mit der
Stellung des Selbstverwaltungskörpers außerhalb der Or¬
ganisation nicht verträglich sein würde . Es muß den Or¬
ganisationen überlassen bleiben, nur solche Vertreter vor-
znschlagen, deren Zuverlässigkeit sic sicher sind."

Wenn diese Begründung auch nicht alle Ausschuss¬
mitglieder voll überzeugt hat , wird doch von einem besonde¬
ren Antrag Abstand genommen.

Zn den 88 14, 15, 16 und 17 sind keine Bemerkungen
gemacht. Der .Ausschuß mit Ausnahme der Abgeordneten
Tannemann , Dohm , Hartong und Uukelbach stellt den

Antrag  15:
Unveränderte Annahme der 88 13—17 einschließ¬

lich nach dem Entwurf.

Zn 8 18-
Im 8 18 soll bestimmt wetden , daß der Wahltag ein

Sonntag ist und daß Wahlberechtigte, die außerhalb des
Kammerbezirks wohnen auch an dem auf den Wahltag
folgenden Werktag , nachmittags zwischen 5 und 8 Uhr , im
Stimmbezirk ihres Beschäftigungsortcs wählen können. Der
Ausschuß war der Meinung , daß es richtiger wäre , wenn
nicht eine bestimmte Wahlzeit im Gesetz sestgelegt würde,
sondern, daß nur zum Ausdruck kommen müsse, daß die
Wahlzeit im Anschluß an die Arbeitszeit festzulegen sei,
damit jedem die Möglichkeit gegeben ist, ohne Zeitverlust
sein Wahlrecht anszuüben . Es wurde deshalb die Frage
gestellt, ob es nicht den Gemeinden überlassen werden
könne, die Wahlzeit festznsetzen. Die Frage wurde vom
Regierungsvertreter dahin beantwortet , daß gegen die Fest¬
setzung der Wahlzeit im 8 18 letzter Satz durch die Gemein¬
den dann keine Bedenken zu erheben sein dürften , wenn ans-

Anlage 144.
drücklich im Gesetz sestgelegt wird , daß die Wahl nach been¬
deter Arbeitszeit zu erfolgen hat.

Der Ausschuß mit Ausnahme der Abgeordneten Danne¬
mann , Dohm , Härtung und Unkelbach stellte deshalb den

Antrag  16:
Annahme des 8 18 mit der Änderung , daß im

letzten Satz die Worte „nachmittags zwischen 5 und
8 Uhr " durch die Worte „uach Schlich der Arbeits¬
zeit" ersetzt werden.

Zu 8 19.
Der Ausschuß hatte zu diesem Paragraphen nichts zu

bemerken und stellte mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach den

Antrag  17:
Unveränderte Annahme des 8 19 des Entwurfs.

Z u 8 20.
Gegen die Rechtsgültigkeit der Wahlen ist nach 8 20

nur eine Instanz , und zwar die Klage beim Oberverwal-
tungsgericht zulässig..Der Ausschuß stellte die Frage , ob eine
Instanz als ausreichend betrachtet würde . Nach Ansicht des
Regierungsvertreters wird eine Instanz ausreichend sein.
Es beständen jedoch keine Bedenken, eine 1. Instanz , etwa
den Wahlkommissar mit dein Wahlkollegium , cinzufügen
und das Oberverwaltungsgericht als 2. Instanz einzu-
setzen.

Der Ausschuß hält uach eingehender Beratung eine
zweite Instanz nicht für nötig und stellt mit Ausnahme der
Abgeordneten Dannemann , Dohm , Hartong und Unkel¬
bach den

Antrag  18:
Annahme des 8 20 des Entwurfs.

Z u 88 21 b i s 25 e i n s ch l.
Zn diesen Paragraphen war vom Ausschuß nur zum

8 22 die Frage gestellt, ob es zweckmäßig sei, daß die Vor¬
sitzenden in jedem Jahre wechseln. Der Regierungsvertreter
erklärte , daß zur Wahrung der Rechte der Angestellten ein
Wechsel der Vorsitzenden für zweckmäßig gehalten wird.

Der Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach stellt den

Antrag  19:
Unveränderte Annahme der 88 21 bis 25 ein¬

schließlich.

Zu 8 26.
. Der Entwurf sicht eine Genehmigung der Gehalts¬

ordnung durch das Ministerium der sozialen Fürsorge vor.
Eine solche Borschrist enthalten die übrigen Kammergesetze
nicht. Es wurde deshalb die Frage gestellt, warum in Ab¬
weichung von den anderen Kammern die Genehmigungs-
Pflicht vorgesehen ist und ob dabei an eine Pensionierung
der Beamten gedacht sei.

Der Regierungsvertreter erklärte , daß die Genehmi¬
gung der Gehaltsordnung einmal mit Rücksicht auf das
Sperrgesetz und die bei den anderen Kammern gemachten
Erfahrungen vorgesehen ist. Dann aber auch deshalb , da-

3*
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Anlage 144.

-H

mit nicht durch Znerkennnng der Pensionsberechtigung der
Arbeitnehmerschaft außergewöhnliche Lasten entstehen.

Im Ausschuß wurde die Begründung des Regierungs-
Vertreters für eine solche einschneidende Vorschrift nicht für
ausreichend gehalten . Die Kammer müßte als Selbstvcr-
waltungskörper möglichst unabhängig sein. Wenn Be¬
schlüsse gefaßt werden , welche gegen eine gesetzliche Vor¬
schrift verstoßen, habe das Ministerium ohnehin die Mög¬
lichkeit, dieselben zu beanstanden und eventuell außer Kraft
zu setzen. Ter Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten

.Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach, stellt den
Antrag  20:

Annahme des 8 26 mit der Änderung , daß im
zweiten Satz die Worte „vom Ministerium der sozi¬
alen Fürsorge zu genehmigende" gestrichen und dem¬
selben die Worte „welche dein Ministerium der sozi¬
alen Fürsorge zur Kenntnisnahine mitzuteilen ist"
nachgefügt werden.

Z n tzß 27 n n d 28.
Nach den: Wortlaut des 8 27 sollen Urkunden von dem

Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und dem Geschäftsführer
unterschrieben werden . Eine ähnliche Bestimmung befindet
sich bisher Wohl fast in keinem Gesetze. Bei den übrigen
Kammern und auch sonstigen Körperschaften genügen in der
Regel zwei Unterschriften . Es wurde deshalb die Frage ge¬
stellt, warum zur Unterschrift von Urkunden drei Personen
vorgesehen sind. Der Regierungsvertreter erwiderte , daß
die Unterschrift von drei Personen in den 88 27 und 34 vor¬
gesehen sei um beiden Abteilungen , Arbeiter und Angestellte,
stets den Überblick über die Geschäftsführung der Kammer
zu gewährleisten . Die Gründe wurden als stichhaltig aner¬
kannt.

Der Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach, stellt den

Antrag 21:
die 88 27 und 28 unverändert anznnehmen.

Zn 829.
Der 8 29 enthält einen Druckfehler. In Ziffer 4 muß

es statt 8 14 Absatz 1 — 8 14 Satz 1 heißen. Der Ausschuß
stellt den

Antrag 22:
Annahme des 8 29 mit der Änderung , daß unter

Ziffer 4 die Worte „8 14 Absatz 1" ersetzt werden
durch die Worte „8 14 Satz 1" .

Z u 88 30 b i s 36 c i n s ch l.
Zu diesen Paragraphen waren besondere Bemerkungen

nicht gemacht worden . Es wurde nur zu 8 32 gefragt , ob
eine solche Vorschrift auch für die anderen Kammern bestehe.
Die Frage wurde vom Regierungsvertreter bejaht . Der
Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten Dannemann,
Dohm , Hartong und Unkelbach, stellt den

- Antrag  23:
Annahme der 88 30 bis 36 einschließlich in der

Fassung des Entwurfs.

Zu 8 37.
Auch der 8 37 enthält gegenüber den anderen Kam¬

mern eine abweichende Vorschrift. Bei den bestehenden
Kammern ist der Hanshaltungsplan dem Ministerium nur
zur Kenntnisnahme vorzulegen. Der 8 37 sieht eine Ge¬
nehmigung durch das Ministerium vor . Ans die gestellte

! Frage , weshalb die Genehmigung des Haushaltnngsplancs
vorgesehen sei, erwiderte der Regiernngsvertrctcr , daß von
dieser Vorschrift abgesehen werden könne.

Der Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach, stellt den

Antrag  24:
Annahme des § 37 mit der Änderung , daß

1. im Absatz1 die Worte „und dem Ministerium der
sozialen Fürsorge mitzuteilen " gestrichen werden.

2. im Abs. 3 die Worte „bedürfen der Genehmigung
des Ministeriums der sozialen Fürsorge ." ersetzt
werden durch die Worte „sind dem Ministerium
der sozialen Fürsorge mitzuteilen ."

Zu 8 38.
Der 8 38 beordnet die Frage der Kostendeckung. Der

Airsschuß konnte die vorgesehene Fassung nicht billiger:. Er
stellte die Fragen

1. Soll der Beitrag nach dem aufgestellten Voranschlag
gehoben werden ? Wenn ja , ist dann nicht eine Be¬
stimmung im Gesetz erforderlich, nach der die Höhe der
Beiträge ans Grund des Voranschlages vor Beginn
des Rechnungsjahres öffentlich bekanntzumachen ist?

2. Welcher Art soll die Quittung sein?
Im Laufe der Verhandlung wurde noch die Frage

aufgeworfen , ob nicht die Genehmigung des Umlage¬
betrages erst von einer bestimmten Grenze und nicht
wie vorgesehen, auf alle Fälle vorzusehen sei.

Der Regiernngsvertreter erwidert , daß gegen die
öffentliche Bekanntmachung des Umlagebetrages keine Be¬
denken erhoben würden . Auch einer Abänderung des 8 38
Absatz 2 Satz 2 dahingehend , daß nur eirr 0,3 des um¬
lagepflichtigen Einkommens übersteigender Umlagebetrag
der Genehmigung bedarf , wurde zngestimmt . Es dürfte
aber zweckmäßig sein, dann folgenden Satz einzuschalten:

„Wird die Genehmigung nicht erteilt , so kann das
Ministerium der sozialen Fürsorge die im Hanshaltnngs-
Plan der Kammer veranschlagten Kosten in der Gesan^ -
summe soweit herabsetzen, daß die zu ihrer Deckung er¬
forderlichen Beiträge nicht mehr als 0,3 ^ des umlagc-
Pslichtigen Einkommens betragen ."

Zu der Frage , welche Art die von den Arbeitgebern
auszustellende Quittung sein soll, wurde erklärt , daß die
Bestimmung der Art der Quittung am besten der Arbeit¬
nehmerkammer oder den Ausführungsbestimmungen zu
überlassen sein wird.

Nach dieser Erklärung des Regierungsvertreters war
es nur noch strittig , ob 0,3 oder 0,5 genehmigungsfrei
bleiben sollten. Eine vorgenommene Berechnung ergab , daß

I mit 0,3 aller Voraussicht nach alle Anforderungen be-
! stritten werden können.
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Anlage l44.

Der Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohin , Hartong und Unkelbach stellt daher den

Antrag  25:
Annahme des 8 38 des Entwurfs mit folgenden

Änderungen:
1. Im Absatz 2 sind im 1. Satz zwischen den Worten

„festzusetzen und ist" einzufügen die Worte „und
öffentlich bekannt zu geben" .

2. Im Absatz 2 sind dem 2. Satz die Worte „wenn
der Beitrag 0,3 des steuerpflichtigen Ein¬
kommens übersteigt ." nachzufügen.

3. Im Absatz 2 ist zwischen dem 2. und 3. Satz fol¬
gender Satz einzuschalteu: „Wird die Genehmi¬
gung nicht erteilt , so kann das Ministerium der
sozialen Fürsorge die iiu Haushaltsplan der Kam¬
mer veranschlagten Kosten in der Gesamtsumme
soweit herabsetzen, daß die zu ihrer Deckung er¬
forderlichen Beiträge nicht mehr als 0,3 des
steuerpflichtigen Einkommens betragen ."

Z u 88 39, 40 . 41.
In der Begründung ist schon zum Ausdruck gebracht,

daß eine der schwierigstenFragen die Regelung und Einzie¬
hung der Beiträge ist. Der 8 39 regelt die Einziehung
durch die Gemeinden . Jedoch steht es der Kammer frei , auch
einen anderen Weg zu wählen . Es wird darauf hinge¬
wiesen, daß am glücklichsten Wohl eine Vereinbarung mit
den Krankenkassen getroffen würde und daß der Orts¬
krankenkassenverband sich auch grundsätzlich zu einer solchen
Vereinbarung bereit erklärt hat . Eine gesetzliche Verpflich¬
tung für die Krankenkassen kann jedoch nicht getroffen
werden. Für den Fall der Hebung der Beiträge durch die
Krankenkassen wird anch über die Art der Hebung eine be¬
sondere Vereinbarung zn treffen sein. Als zweckmäßig
dürfte erscheinen, die Hebung dann nach dem Grundlohu
festzusetzen, um die besondere Anfertigung von Heberollen
zu ersparen . Dabei wird darauf zn achten sein, daß der fest¬
gesetzte Prozentsatz vom steuerpflichtigen Einkommen nicht
überschritten wird . Der Ausschuß hält die getroffene Be-
ordnung für ausreichend und stellt, mit Ausnahme der Ab¬
geordneten Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach den

Antrag  26:
Unveränderte Annahme der HZ 39, 40 und 41 in

der Fassung des Entwurfs.

Zu 8 42.
Die Frage des Ausschusses, ob eine solche Vorschrift

über die Rechtshilfe auch bei den anderen Kammern bestehe,

wurde vom Regierungsvertreter bejaht . Der Ausschuß, mit
Ausnahme der Abgeordneten Dannemann , Dohm , Hartong
und Unkelbach, stellt den

Antrag  27:
Annahme des 8 42 in der Fassung des Entwurfs.

Zu 8 43.
Der ß 43 enthält eine Bestimmung , welche sich sonst in

keinem ähnlichen Gesetz bisher befindet. Es würde die
Kammer dadurch gegenüber den anderen Kammern wesent¬
lich zurückgestellt. Der Regieruugsvcrtreter erklärte , daß der
8 43 aus dem sächsischen Entwurf übernommen ist. Au
der Bestimmung werde sestgehalteu, damit die Durchfüh¬
rung der Aufgaben der Kammer gewährleistet ist. Der Aus¬
schuß kann sich dieser Ansicht nicht anschließen. Es erscheint
durch die sonst im Gesetz getroffene Aufsicht durch das Mini¬
sterium genügend Sicherheit geboten. Nach 8 2 liegt es der
Aufsichtsbehörde ob, gesetzwidrige Beschlüsse zu beanstanden
und dieselben eventuell außer Kraft zu setzen. Eine Gefahr

^ für das Gemeinwohl kann nicht erkannt werden . Wenn
l schon, dann könne eine solche Gefahr ebenso auch bei den
! andern Kammern vorhanden sein. Da bei den andern

Kammern eine solche Vorschrift nicht besteht, erscheint sic
auch hier überflüssig.

Der Ausschuß, mit Ausnahme der Abgeordneten
Dannemann , Dohm , Hartong und Unkelbach stellt daher
den

Antrag  28:
Streichung des 8 43 des Entwurfs.

Zu § 44.
Der 8 44 enthält für einige Grenzbezirke Ausnahme¬

bestimmungen . Nachdem aber durch die Anträge zu 8 44
das Wahlrecht sowie die Wählbarkeit allgemein nicht nur
durch den Ort der Tätigkeit , sondern auch durch den Wohn¬
ort bedingt wird , erübrigt sich der 8 44 . Der Ausschuß, mit
Ausnahme der Abgeordneten Dannemann , Dohm , Hartong
und Unkelbach, stellt daher den

Antrag  29:
Streichung des 8 44 des Entwurfs.

Z u 88 45 n n d 46.
Hierzu sind keine Bemerkungen gemacht. Der Aus¬

schuß, mit Ausnahme der Abgeordneten Dannemann,
Dohm , Hartong und Unkelbach, stellt den

Antr  a g 30:
Annahme der 88 45 und 46 des Entwurfs.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

Schö m e r.
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Anlage 145.

Anlage 145.
Bericht

des Ausschusses II zu dem Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg , betreffend die Errichtung
einer Arbeitnehmerkammer . 2 . Lesung.

(Anlage 15 .)

Zur 2 . Lesung sind mehrere Anträge gestellt . Zu den
Beratungen war der Regierungsvcrtreter hinzugezogen . Der¬
selbe gab zunächst folgende Erklärung ab:

Gegen die Errichtung einer Arbeitnehmerkammer durch den
Freistaat Oldenburg hat der Neichswirtschaslsminister Ein¬
spruch erhoben mit der Begründung , daß die Schaffung
derartiger Befreiungen entgegen dem vom Staatsministerium
vertretenen Standpunkte gemäß Art . k65 der Reichsvcr-
faffung zur Zuständigkeit des Reichs gehören . Auf Wunsch
des Reichswirtschaflsministers hat eine Besprechung über
die Streitfrage in Berlin stattgcfunden , in der die Staats-
regierung mit den Erwägungen der Begründung des Ent¬
wurfs die Zuständigkeit des Landes in Anspruch genommen
hat . Der Reichswirtschaftsmimstcr befürchtet , daß durch
die Schaffung einer Berufsvertretnng der Arbeitnehmer in
Oldenburg der Ausbau des Art . 165 in dem vom Neichs-
wirtschaflsminister in Aussicht genommenen Nahmen er¬
schwert werde » würde . Seitens der Oldenburger Regierung
ist erklärt , daß nicht beabsichtigt sei, der Rcichsbeordnnng
Schwierigkeiten zu bereiten . Die Regierung würde viel¬
mehr sich unverzüglich der Regelung der Materie durch
das Reich anpassen . Gleichwohl konnte eine Einigung
mit dem Reichswirtschaftsminister nicht erzielt werden . Die
Staatsregierung ihrerseits hält es nicht für möglich , mit
der Schaffung einer Berufsvertrctung der Arbeitnehmer in
Oldenburg noch länger zu warten . Wenn auch nach den
Erklärungen des Reichswirtschaftsministcrs damit zu rechnen
ist , daß das Reich alsbald Rcfcrentenentwürfe über die
Regelung der Vertreter der Arbeitnehmer in Industrie,
Handel und Handwerk vorlegen wird , so ist doch nicht
abzuschen , wann die endgültige Regelung durch die gesetz¬
gebenden Instanzen erfolgt sein wird . Die Regierung muß
deshalb darauf bestehen , daß der vorgelcgte Entwurf ver¬
abschiedet wird , erklärt aber , daß sie bereit ist , bei den
Ausführungen des Gesetzes jeden durchführbaren Vorschlag
des Reichs entgegenkommen will.

Die Mehrheit des Ausschusses trat der Ansicht des Staats¬
ministeriums bei . Die Beratung der Anträge ergab folgendes
Ergebnis:

Zu Z 1 . Der Abgeordnete Hartong (Delmenhorst ) be¬
antragt:

1 . Die Negierung wolle dem Landtage einen umgear¬
beiteten Gesetzentwurf vorlegen , nach dem statt eine
Arbeitnehmerkammer eine Arbeiterkammer gebildet wird.

2 . Die Regierung wolle dem Landtage einen Gesetzentwurf
über die Bildung einer An gestellten kammer vorlegen.

3 . Für den Fall der Ablehnung der Anträge zu 1 und 2:
Ablehnung der Regierungsvorlage.

Über die grundsätzliche Frage , ob getrennte Arbeiter¬
und Angestelltenkammern oder Arbeitnehmerkammer kam eine
andere Stellung gegenüber der ersten Lesung im Ausschuß
nicht znin Ausdruck . Eine Minderheit hält getrennte Kammer
für richtig . Die Mehrheit dagegen hält an der einheitlichen
Arbeitnehmerkammer fest.

Die Minderheit des Ausschusses , die Abgeordneten Danne-
mann , Dohm , Hartong und Unkelbach stellt den

Antrag  1:
Annahme der Anträge 1 und 2 des Abgeordneten

Hartong.

Für den Fall der Ablehnung des Antrages 1 stellt die¬
selbe Minderheit den

Antrag 2:
Annahme des Antrages 3 des Abgeordneten Hartong.

Zu 8 3.

1. Der Regierungsvcrtreter beantragt : Wiederherstellung
der Regierungsvorlage zu 8 tz.

2 . Der Abgeordnete Schömcr beantragt : Im 8 3 letzter
Absatz ist die Ziffer „24"  durch die Ziffer „ 12 " zu
ersetzen.

Die Vereinigung der leitenden Angestellten (Vela ) bringt
in einer Eingabe verschiedene Bedenken und Wünsche zum
Ausdruck . Grundsätzlich ist diese Vereinigung gegen die Er¬
richtung einer Arbeitnehmerkammer . Wenn die Kammer aber
errichtet wird , wünscht sie die Berücksichtigung einer ganzen
Reihe von Wünschen . In einem weiteren Schreibe » sagt die
Vereinigung : „ Trotz unserer grundsätzlichen Ablehnung der
Arbeitnehmerkammer und trotz unserer Forderung , paritätisch
eingegliedert zu werden , wenn diese Kammer trotzdem gebildet
wird,  müssen wir ans dem uns durch die Reichsverfassung
gewährleisteten Mitbeslimmungsrecht bestehen . Unser Einwand
gegen die Kostenverteilung soll kein Grund für eine Heraus-
lassung , sondern ein Grund für eine gleichmäßige und gerechte
Angliederung der leitenden Angestellten sein und bleiben . "

Im Ausschuß wurde darauf hingewiesen , daß die Vela
wohl einen größeren Kreis Mitglieder habe , daß aber leitende
Angestellte , die hier in Frage kommen , nur in ganz geringer
Zahl als Mitglieder der Vela angehören . Die Mehrzahl
der in betracht kommenden Angestellten wünsche nicht der
Kammer angeschlossen zu werden . Ferner sei es auch nicht
zweckmäßig , in diesem Gesetz abzuweichen von den Bestim¬
mungen des Betriebsräiegcsctzes.

Der Ausschuß mit Ausnahme des Abgeordneten Sante,
der sich der Stimme enthielt , stellt den
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Anlage 145,

Antrag 3:
Ablehnung des Antrages des Regierungsvertreters.

Im letzten Absatz des § 3 ist die Eigenschaft als Arbeit¬
nehmer während der Arbeitslosigkeit beordnct und im Entwurf
bestimmt , das ; die Eigenschaft als Arbeitnehmer erlischt , wenn
in den dem Tage der Auslegung der Wählcrlincn voran¬
gehenden 24 Monaten die Arbeitslosigkeit 26 Wochen über¬
schritten hat . Darin kann die Gefahr bestehen , daß ein größerer
Teil seiner Rechte verlustig gehen könne . Der Regicrungs - -
Vertreter hat gegen die Änderung wie sie der Antrag Schömer
will , einige Bedenken . Die Fassung des Entwurfs entspreche
der Fassung des Entwurfs der kommenden Arbeitslosenver¬
sicherung.

Der Ausschuß stellt den

Antrag 4:
Annahme des Antrages des Abgeordneten Schömer.

Zu Z 8 . Der Abgeordnete Hartong beantragt:
Streichung des . § 8 des Entwurfs.

Derselbe Antrag wurde in der ersten Lesung abgelehnt.
Trotzdem ist die Minderheit des Ausschusses der Auffassung,
daß der 8 8 keine Berechtigung habe , weil eine solche Ver¬
ordnung auch in den anderen Kammcrgrsetzcn nicht vorhanden
ist und auch ohne diese die Möglichkeit zur gemeinsamen Be¬
ratung bestehe.

Die Mehrheit dagegen hält den 8 8 für vorteilhaft,
weil dadurch immerhin die Gemeinschaftsarbeit gefördert wer¬
den kann.

Die Minderheit des Ausschusses wie zum Antrag 1
stellt den

Antrag 5:
Annahme des Antrags Hartong.

Zu 8 11 - Der Regierungsvcrtreter stellt die Anträge:
1 . Im Absatz 1 die Schlußworte „ oder wohnt " zu streichen.
2 . Im Absatz 2 die Worte „ oder wohnen und nicht

bereits einer anderen Kammer angehören " zu streichen.

Der Abgeordnete Schömer beantragt:
Für den Fall der Annahme der Anträge des Regierungs-
Vertreters ist im Absatz 2 des tz 11 folgender Satz nach-
zufügcn : „ Wenn jemand im Kammerbezirk das passive
Wahlrecht besaß und vor Ablauf von 2 Jahren nach der
Aufgabe seiner Beschäftigung im Kammerbezirk wieder eine
solche aufnimmt , so ist er ohne weiteres wieder wählbar.

Der Ausschuß konnte nicht umhin , die Begründung des
Regierungsvertreters anzuerkennen , hält aber auch den An¬
trag des Abgeordneten Schömer dann für notwendig und
stellt den

Antrag  6:
Annahme der Anträge 1 und 2 des Negierungs¬

vertreters und des Antrages Schömer zu 8 H > Abs . 2.

Zu 8 13 . Abgeordneter Schömer stellt den Antrag:
Der erste Absatz im 8 13 wird durch folgende Fassung

ersetzt : „ Kammermitglicder , die länger als 4 Wochen un¬
unterbrochen außerhalb des Kammerbezirks tätig sind oder

bei denen eine der sonstigen Voraussetzungen der Wähl¬
barkeit fortfällt , scheiden aus der Kammer aus . "

Die Änderung hält die Mehrheit des Ausschusses für
notwendig , weil durch die Anträge des Regierungs -Vertreters zu
8 11 jedes Kammermitglied , welches auch nur ganz vorüber¬
gehend außerhalb des Kammerbezirks rätig wäre , aus der
Kammer ausschciden müßte . Dies ei scheint aber nicht tunlich.

Die Mehrheit des Ausschusses , bestehend aus den Ab¬
geordneten Bartels , Behrens , Frerichs , Fröhle , Haßkamp,
Hcnncicke , König , Saute , Schömer , Stukenberg und Tantzen,
stellt den

Antrag 7:
Annahme des Antrags des Abgeordneten Schömer.

Zn  8 26 . Vom Regierungsvertreter ist folgender An¬
trag gestellt:

Den 8 26 Satz 2 ist folgende Fassung zu geben:
„Die Anstellung , soweit sie unkündbar und mit Pensions¬
berechtigung verbunden ist , bedarf der Genehmigung des
Ministeriums der sozialen Fürsorge . "

Der Ausschuß hat keine Bedenken und stellt den
Antrag 8:

Annahme des Antrages des Regiernngsvertreters.

Zu 8 43 . Vom Regierungsvertreter ist folgender An¬
trag gestellt:

Wiederherstellung der Regierungsvorlage zu 8 43.
Neue Gründe gegenüber der 1 . Lesung sind nicht vor¬

getragen . Der Ausschuß kann der Begründung des Regie¬
rungsvertreters nicht folgen . Auf den Bericht der 1 . Lesung
wird verwiesen.

Der Ausschuß stellt den
Antrag  9:

Ablehnung des Antrages des Regierungsvertreters.

Zu  8 44 . Vom Regiernngsvertreter wird folgender
Antrag gestellt:

Wiederherstellung der Regierungsvorlage zu 8 44.
Die Wiederherstellung des 8 44 wird sich notwendig

machen durch die voraussichtliche Beschlußfassung zu 8 Ist
damit diejenigen , welche im Kammerbezirk wohnen und in
Orten tätig sind , für die eine Arbeitnehmerkammer noch nicht
besteht , von der Kammer mit erfaßt werden.

Der Ausschuß stellt den
Antrag  10:

Annahme des Antrages des Regierungsvertreters
mit der Maßgabe , daß in 8 44 Abs . 2 des Entwurfs
hinter dem Worte „wahlberechtigt " das Wort „wähl¬
bar " eingesügt wird.

Ferner stellt der Ausschuß den
Antrag 11:

Die 88 44 , 45 und 46 , des Entwurfs erhalten die
Ziffern 43 , 44 und 45.

Die Mehrheit des Ausschusses wie zu Antrag 7 stellt den
Antrag 12:

Annahme des Gesetzentwurfes im ganzen , wie er sich
durch die Beschlüsse der 1. und 2 . Lesung gestaltet.
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Anlage 145 und 146.

Endlich stellt die Mehrheit des Ausschusses , wie zu An¬
trag 7 noch den

Antrag  13:
Annahme des Antrages 2 des Staatsministerinms

zu Anlage 15,

und den

Antrag  14:

Der Landtag wolle die Eingabe der Vereinigung
der leitenden Angestellten für erledigt erklären.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

S ch ö in e r.

Anlage 146.
Bericht

des Ausschusses I über die Anlage 16 , betreffend Verordnungen bzw. Gesetzesänderungen betreffend Erhöhung
der Gebührensätze in Verwaltungssachen.

Infolge der stetig fortschreitenden Geldentwertung sah
sich das Staatsministerium veranlaßt , um die Sache zu be¬
schleunigen , auf Grund des § 37 der Verfassung , für alle
drei Landestcile eine Verordnung zu erlassen , wodurch die
Gebührensätze in Verwaltungssachen ab 1. Januar 1923 auf
das Hundertfache der Fricdcnssätze erhöht wurden , und bean¬
tragt hierzu : Der Landtag wolle den Verordnungen für die drei
Landesteile vom 12 Dezember 1922 , betreffend Änderung
der in der Anlage 16 angeführten Gesetze , betreffend die Ge¬
bühren in Verwaltungssachen , die verfassungsmäßige Bestäti¬
gung erteilen.

Auf eine Anfrage des Ausschusses an den Regierungs¬
vertreter , ob auch in den anderen Bundesstaaten eine solche
Änderung vorgenommen würde , erklärte derselbe , daß man
dort eine reine Gebührenordnung , wie in Oldenburg nicht
habe , sondern meistens nur ein Stempelgesetz , in welchem diese
Gebühren enthalten sind , die aber auch erhöht worden seien.

Zur besseren Orientierung und Übersicht , wie die Stei¬
gerung der Sätze vor sich ging , gab der Regiernugsvcrtretcr
dem Ausschuß nachstehende Zahlen bekannt:

I . Sporteln der höheren Verwaltungsbehörden.
Betrifft

1 . Genehmigung zur Eheschließung
von Ausländern.

2 . Genehmigung einer Verlosung
3 . Befugnis zur Anleitung von

Lehrlingen . 8,00
4 . Beglaubigung einer Unterschrift

(Vollmacht ) . 4,25

II . Sporteln der unteren
Verwaltungsbehörden.

1. Waffenschein.
2 . Schenkschcin.

Diese Gebühren setzen sich allgemein zusammen aus:
Berichtsforderung , Schreibhilfe , Schlußverfügung , Portokostcu,
Zustellung usw . Es ist dabei noch zu bcmeikcn , daß genannte
Zahlen Höchstsätze sind.

Der Ausschuß stellt den
Antrag:

Der Landtag wolle den in der Anlage 16 auf-
geführten Gesetzesänderuugcn die verfassungsmäßige
Bestätigung erteilen.

Friedenssatz 2Sfach IVOfach

7,35 37,00 735,00
6,40 32,50 640,00

8,00 40,50 800,00

4,25 21,50 425,00

4,75 24,00 475,00
1.90 9,00 180,00

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

Zehetmair.
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Anlage 147.
Anlage 147 und 148.

Bericht
des Ausschusses I über die Anlage 17 (Verteilung der aus den Überschüssen der Laudessleischstelle gebildeten

Reserve von 1 000 000 -/ch.

Der Landtag hat aus den Überschüssen der Landcs-
fleischstelle im vorigen Jahre eine Reserve von 1 Million
Mark gebildet , aus der nach Zustimmung des Landtags
Wohlfahrtscinrichtnugen , insbesondere Kinderhospize , Wald¬
erholungsheime und ähnliche Einrichtungen unterstützt werden
sollen . Die Negierung schlägt in Übereinstimmung mit dem
Landeswohlfahrtsausschuß vor , die Summe so zu verteilen,
daß auf die einzelne zu unterstützende Wohlfahrtseinrichtung
eine Summe von mindestens 100 000 °// entfällt . Ein Teil
des Ausschusses hält eine Summe von 100000 °// an den
Oldenburger Verein für Kranken - ,und Kinderpflege zur Unter¬
bringung von Kindern in Rothenfelde für zu niedrig . Da
aber im Voranschlag für das Jahr 1923 für Rothenfelde
ein größerer Betrag angefordert wird , sieht dieser Teil des
Ausschusses von der Stellung eines besonderen Antrages ab.
Nach eingehender Verhandlung mit dem Regierungsvertreter
stellt der Ausschuß den

Antrag:
Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,

daß die aus de« Überschüssen der Landesslcischstclle
gebildete Reserve von 1000000 °// wie folgt Ver¬
wendung findet:

1. Zuschuß an den Landcsvcrein für Innere Mission
zur Unterstützung des Jugenderholungshauses
„Hcidcheim " in Ahlhorn und des Erziehungs¬
hauses „ to Hus " in Dötlingen 300 000 °//,

2 . Zuschuß an den Oldcnburgischcu Karitas - Verband
für sein Kinder - und Erziehnngsheun in Ahlhorn
200 000 °//,

3 . Zuschuß an den Oldenburger Verein für Kranken-
und Kinderpflege zur Unterbringung von Kindern
in Rothenfelde 100000 °//,

4 . Zuschuß an die Kommission für die Verwaltung
der Fonds und milden Stiftungen für die Unter¬
bringung von Kindern auf Wangerooge 100000 °//,

5 . Zuschuß an den Willehadverein in Vechta für die
Unterbringung von Kindern in Wangerooge und
Nothentcldc 100000 °//,

6 . Zuschuß an die Stadt Rüstungen zur Erweiterung
ihres Kinderheims und der Säuqlingsstation
100 000 °//,

7 . Zuschuß an den Verein hilfsbedürftiger Kinder in
Oldenburg für sciu Kinderheim an der Alexandcr-
straße 100000 °//.

Namens des Ausschusses I.

Der Berichterstatter:

Nieberg.

Anlage 148.
Bericht

des Ausschusses III über den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Siedlnngsamts für den

Landesteil Oldenburg für das Rechnungsjahr 1923/24.
(Anlage 18 .)

Einnahmen.
Abschnitt I : Verwaltung des Siedluu gsamts.

Zn den  ZZ 1 — 6 hat der Ausschuß keine Bemerkungen
zu machen.

Zu ß D Zum Ausgleich des vom Regierungsvertreter
zu 8 11 der Ausgaben gestellten Antrages auf weitere Ein¬
stellung von 960000 °// beantragte der Regierungsvertreter
hier ebenfalls 960 000 °// mehr einzustellen ; diesem Anträge
stimmt der Ausschuß zu.

Anlagen . 2. Landtag des Freistaats Oldenburg , 8. Versarm

Zu 88 . Der Regierungsvertreter teilte auf die Frage
um welche Flächen es sich bei der Marschableilung handelt
mit , daß es sich bei Neuenfelde » m 8 lla h .ndelt , die zunächst
als Pachtland beibch .ilten werden,

ferner um 4 da in Norderschweiburg , die iiR Wege des Ver-
kaufSrcchts erworben seien , von denen noch nicht feststche , ob
diese 4 da als Beisiedlung ausgegeben werden sollen und

ferner um den von Ellenserdamm zu den Schlafdcichen in
Adelyeidsgroden führenden ca . 4 in breiten Bahndamm ; nach

ang . 4
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Anlage 148.

Aussage des7 Negierungsvcrtretcrs kann dieser Bahndamm
nur an Landanlicger abgetreten werden.

Im Ausschuß war allgemein d̂ie Ansicht vertreten , daß
es sich empfehle , diesen Bahuvamm nicht zu veräußern , da
man nicht wissen könne , wie die Verhältnisse sich gestalten
werden , und vb man ihn nicht nvch wieder zum Abtransport
der Klcierde ans den Schlasdeichcn gebrauche.

Zu den § § 9 - 15 hat der Ausschuß nichts zu bemerken
und verweist auf die Begründung.

Abschnitt kl : Erwerb und Veräußerung von
Gru ndst ücke » .

Zu §16  teilte der Negiernugsvcrtrcter auf Anfrage mit,
welche Flächen seit Januar 1919 verkauft seien . Die ver¬
kauften Flächenllägeu zum Teil abgelegen und seien zur Be¬
siedlung im übrigen,ungeeignet.

Über dieVim '^ Besitze des Siedlungsamts befindlichen
Flächen über 50 Im überreichte der Regierungsvertreter7das
anliegende Verzeichnis:

Siedliingsamt. Grundstiicke"des Sicdliingsamts über 50 ka.

I . Amt Oldenburg,  zusammen 2137 Im und zwar:
Gemeinde Eversten und Wildenlohsmoor . . .

„ Ohmstede , Teil des Ipwegermoors . .
„ Wardenburg , Vehuemoor (Litte !) . . .
„ Holle , Hollermoor.

Hatten , Streekermoor.

„ Osternburg , Bümmersiedermoor : . .

Verweuduugsart:
170 da : Hausbrandtorfmööre.

459 „ : Zukünftige Kolonie Ipwegermoor.
1357 „ : Hausbrandtorfmööre.

60 „ : dto.
k 24 „ : Restklächen der Kolonie Streekermoor,
s 10 „ : Hausbrandmööre.

24 : dto.

II . Amt Wildeshausen,  zusammen 519 Im und zwar:

Gemeinde Großenkneten , Döhlen.

„ „ , Sage , Teiche usw.

III . Amt Delmenhorst,  zusammen 240 da und zwar:

Gemeinde Ganderkesee , Gruppenbührenermoor . . .
„ Hude , Hudermoor . .

144 „ : Reslflächeu Haschenbrok und Hespenbusch für
Anschüsse und 3 Kolonate.

375 „ : Teichwirtschaft Ahlhorn.

131 „ : Hausbrandmööre.
109 „ : dto.

IV . Am : Vechta,  zusammen 307 da und zwar:
Gemeinde Goldenstedt , Varenesch (Dreiccksmoor ) . .

„ Steinfeld , Lehmden.

„ Lohne , Ehrendorf.

V . Amt Varel,  zusammen 1452 da und zwar:

Landgemeinde Varel , Altjührdencrmoor . . . . >

„ „ , Obenstroher - und Liethermoor
Spohle — Conneforde . . . .

Gemeinde Boclhorn , Hochmööre.

„ Neuenburg , Herrenmoor.
Astedermoor.

139 „ : dto.
40 „ : Besiedlung und
54 „ : Hausbrandmööre.
74 „ : dto.

50 „ : Kolonie Liethermoor.
200 „ : Hausbrandmööre.

59 Hausbrandmööre und zukünftige Kvlonatsanschüsse
500 „ : Industrie - nnd Hausbrandmööre.

60 „ : Beisiedlung.
500 „ : Hausbrand - und Jndustriemööre.

83 „ : Beisiedlung Astederfeld.

VI . Amt Elsfleth,  zusammen 620 Im und zwar:

Gemeinde Altenhnntorf.

„ Bardenfleth , Vakcumööre.
„ Neueubrok , Niedcrhörne.
„ Neuenhuntorf , Wittemoor.

VII . Amt Cloppenburg,  zusammen 718 da und zwar:

Gemeinde Emstek . Halen.
„ Ciapeudorf , Kellcrhöhe.
„ Garrel , Nikolausdorf an der Wardenburgcr

Grenze.
„ Molbergen , Elstenmoor.

/ 100 „ : Beisiedlung Ipwegermoor,
s 43 „ : Hausbranömööre.

256 „ : Kolonie Ipwegermoor.
50 „ : Zur Besiedelung vorbereitet.

171 „ : Industrie - nnd Hausbrandmööre Wittemoor.

93 „ : Teichwirtschaft.
50 „ : Kellerhöhe Kolonat und Anschüsse.

165 „ : Torfmoor und Anmoorig.
105 „ : Hausbrand.
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VIII.  Amt Friesoythe , zusammen 2151 Im und zwar:
Gemeinde Friesoythe , Torfmoore.

„ Bösel , Vehnemoor.

„ Böselerfeld an der Thüier Grenze . . .
„ Ramsloy , Hollen.
„ Scharrel.

„ Altenoythe , Campe.

,. „ , Süd -Elisabethfehn.

IX . Amt Westerstede,  zusammen 2944 da und zwar:
Gemeinde Edewecht , Südedewechter Moor . . . .

„ „ , Westerscheps - und Fintlandmoor

„ Zwischenahn , Fintlandmoor.

„ , Aschhauserfeld.
„ Westerstede , Westerloy , Jhorstermoor , Moor¬

burg .

Apen , Hochmoor
Godensholt . .

Zusammen

Verwendungsarl:
51 da : Kolonie Böselerfeld in Vorbereitung.
71 „ : Torfmööre Hausbrand.

553 „ : Böselermoor an der Nikolausdörfer Grenze (ohne
Zuwegung ). ,

594 „ : Kolonieanlage.
116 „ : Anschüsse an Kolonie Elisabethfehn.
215 „ : Ostmoor und Westmovr (Haselbcrg ! Anschüsse und

Torfstiche.
392 „ : Vrandhäuser Moor , Br . Wiesen und Weiden,

Fischteichanlagen , Aufforstungen , Kolonats-
anschüsse und Hausbrandmööre.

159 „ : Kolonatsanschüsse.

177 „ : Kolonate und
50 „ : Hausbrandmööre.

700 . „ : Industrie - und Hausbrandmööre , Reserve und
Bcsiedlnng.

254 „ : Haushaltungsmööre und
10 „ : Reserve -Besiedlung.

145 „ : Hausbrandmööre.
Hiervon:

1458 „ : 600 Im Besiedlung Langenermoor,
300 „ Jndustriemööre und Reserve,
300 „ Hausbrandmööre,
258 „ hierüber noch nicht verfügt.

85 „ : Hausbrandmööre.
45 ,. : Beisiedlung.
20 „ : Hausbrandmööre.

11 088 Im.

Zu § 18 stellt der Negierungsvertrcter den Antrag auf
Mehreinstellung von 100 000 000 °// zum Ausgleich des zu
tz 17 der Ausgaben gestellten Antrages.

Abschnitt  III.

Züschen  8ß 21 — 26 ^ hat der Ausschuß nichts zu be¬
merken.

Abschnitt  IV.

Zu  8 29 teilte der Regierungsvertreter mit , daß es sich
hier nur um 'geringfügige Durchforstungen handle , welche
Buschholz , Bohnenstangen und Schlengenpfähle lieferte.

Zu 8 31 führte der Negierungsvertreter ans , daß die
Kuhhaltung etwas eingejchränkt werden solle , so daß noch
1 bis 2 Kühe verbleiben und dazu Jungvieh ; im übrigen
seien zurzeit 6 Pferde und etwa 30 Zuchtsauen vorhanden.

Der Ausschuß stellt
Antrag 1:

Annahme der 88 1 — 34  mit der Änderung , das;
zu 8 7 statt 12 570 000 °/ / 13 530 000 -F und
zu 8 18 .. 77 340 000 ,. 177 340 000 „ ein¬
gestellt werden.

6. Ausgaben.
Abschnitt I : Verwaltung des Sied lungsamtes.

Zu den  88 . 1 — 10 verweist der Ausschuß auf die Be¬
gründung.

Zu 8 11 überreichte der Regierungsvcrtreter nach
stehenden Antrag:

Um die landwirtschaftliche Buchführung in den
Kolonien einzuführen , hat das Siedlnngsamt mit - der
Landwirtschastskammer eine Vereindarnng getroffen , nach
welcher 20 Buchführungsstellcn , auf verschiedene Kolonien
verteilt , eingerichtet werden sollen . Das Siedlungsamt hat
die dadurch erwachsenden baren Auslagen , welche auf
48 000 °// pro Jahr und pro buchführende Siedlung ver¬
anschlagt sind , zu tragen . Das Ministerium hat die Ver¬
einbarung genehmigt . Die Kosten sollen aus 8 11 des
Ausgaben - Voranschlags des Siedlnngsamts bestritten
werden , konnten aber bei Aufstellung des Voranschlags noch
nicht berücksichtigt werden.

Die Staatsregiernng beantragt , den zu 8 11 des Vor¬
anschlags des Siedlungsamts „ für . Bodenuntersnchungen,
Wirtschaftsberatungen und Unvorhergesehenes " eingestellten
Betrag von 150000 °// nm 960 000 °// ans 1 110 000 °//
zu erhöhen und in Spalte Bemerkungen nachzufügen:
„darunter 960000 °// für 20 Buchführnngsstellen ."

Der Negierungsvertreter führte zur weiteren Begründung
des Antrages aus , daß das Siedlungsamt ein erhebliches
Interesse daran habe , zu wissen , wie die Siedlungen in den
Kolonien sich rentieren . Die nach Vereinbarung mit der
Landwirtschaftskammer einzurichtenden 20 Buchführnngsstellen
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verursachen a » baren Auslagen für Bücher , Pvrto und Reise¬
kosten der Buchstelle der L .L . pro bnchführcndc Siedlung
48 000 ->// , sind zusammen 960000 o/it.

Der Ausschuß stimmt dem Anträge zu und stellt
Antrag 2:

Annahme der AZ 1 — 15 mit der Änderung , daß zu
Z 11 statt 150000 v/it 1 110000 eingestellt werden
und unter Bemerkungen gesetzt wird : Darunter
960000 sür 20 Buchführnngsstellcn.

Abschnitt II : Erwerb und Veräußerung von
G r u n d st ü ckc n.

Zn Z 17 beantragte der Regicrungsvertreter eine Er¬
höhung um 100 000 000

Bei Beratung dieses Paragraphen wurde das Verfahren
des Siedlungsamtes beim Ankaüf von Grundstücken emer
wiederholten eingehenden Besprechung auch mit dem Rcgie-
rungsvcrtretcr unterzogen . Dabei wurde auch die Frage ge¬
stellt . nach welche » Grundsätzen die Entschädigung des Grund¬
besitzers bei Enteignungen berechnet wird und inwieweit von
der Bestimmung des N S G . Gebrauch gemacht werde , durch
die eine höhere Bewertung als der Ertragswcrt unter beson¬
deren Verhältnissen möglich ist Der Ncgierungsvertretcr
führte bei der Beratung ans , daß bei beabsichtigtem Erwerb
von unkultivierten Mooren und Övländercien auf Grunv des
Z 3 N .S .G . dem Eigentümer vom Siedlungsamte unter Bei¬
fügung eines sehr umfangreichen Fragebogens nachstehendes
Schreiben zngestellt werde:

Siedlungsamt . Oldenburg , den.
Betr . Erwerb von unkultivierten

Mooren und Ovländcreien auf Grund
des Z 3 Reichs - Siedlungs - Gesetzes.

Das Siedlunasamt hat in Aussicht genommen , nach¬
stehend genannte Ihnen als Eigentümer gehörenden un¬
kultivierten Giundstücke in Anspruch zu nehmen und zwar
wenn angängig im Wege des freihändigen Kaufs , falls
dieses nicht möglich , im Wege der Enteignung.

Sie werden ersucht , sich innerhalb einer Frist von
14 Tagen hierzu zu äußern , ob Sie bereit sind , die ge¬
nannten Flächen freiwillig an das Sicdlungsamt abzutretcn
und zu welchem Preise , oder ob Sie Anträge zu stellen haben,
daß Ihnen die genannten Grundstücke oder ein Teil der¬
selben zur eigenen Kultivierung belassen werden und Ihnen
hierfür eine Frist festgesetzt wird , evtl , binnen welcher Frist
Sie die Grundstücke in Kultur nehmen können und wollen.

Es wird dabei darauf hingewiesen , daß der Eigen¬
tümer nur insoweit einen Anspruch hat , unkultivierte Flächen
selb » in Kulturland um -,» wandeln , als dies seinen wirt¬
schaftlichen Verhältnissen entspricht . Es bedarf daher des
Nachweises , daß die eigene Kultivierung für Ihren land-
wirtjchasilichcn Betrieb wirtschaftlich notwendig oder zweck¬
mäßig ist und daß Sie in der Lage sind , die unkultivierten
Flächen selbst in Kultur zu bringen und zu bewirtschaften,
und daß bzw . inwieweit die vom Siedlungsamt in An¬
spruch genommenen Flüchen für Sie unentbehrlich sind.

Falls Sie in dieser Hinsicht Anträge zu stellen haben,
wollen Sie den anliegenden Fragebogen innerhalb einer
Frist von 14 Tagen gleichzeitig beantworten.

Es wird darauf hingewiesen , daß , falls Sie innerhalb
der genannten Frist keine Erklärung abgeben , angenommen
wird , daß Sie keine Anträge stellen wollen , und das Sied¬
lungsamt das Enteignungsverfahren des in Anspruch ge¬
nommenen Landes ohne Fristsetzung veranlassen wird.

Es wird ferner darauf hüigcwiescn , daß im Enteig-
nungsvcrfahren nach den Bestimmungen des Reichs -Sied-
lungs -Gesctzcs in der Regel als Entschädigung der kapita¬
lisierte Reinertrag zu gewähren ist , welchen das Land in
unverbessertem Zustand hat . Mit Rücksicht darauf , daß der
Reinertrag der unkultivierten Flächen ein sehr niedriger ist
bezw . ein Reinertrag überhaupt nicht vorhanden ist , liegt
es nach Erachlen des Sievlnngsamtes durchaus im Interesse
des Eigentümers , rcsp . eine Verständigung über den Kauf¬
preis erfolgt und das Entcignungsverfahren nicht erfor¬
derlich wird.

Jnbetress deS Fragebogens war der Ausschuß der Ansicht,
daß dieser allzu umfangreich sei und in mehreren Fragen zu
weit gehe , und daß bepveifclt werden müsse , ob eine gesetzliche
Verpflichtung zur Beantwortung desselben vorliege . Der Ne-
giernngSvertreter erklärte , daß nicht das Siedlungsamt über
die Enteignung zu befinden habe , sondern das Schiedsamt,
eine vom Landtage selbst dazu eingesetzte Behörde ; sei der
Eigentümer mit dem ihm bei der Enteignung zugesprocheneu
Preise nicht einverstanden , so könne er ja Berufung an das
Oberverwaltnngsgericht einlegen , was bisher aber nicht ge¬
schehen sei ; im übrigen kämen Enteignungen kaum vor , da
der Ankauf in der Regel auf dem Wege des gütlichen Ver¬
gleichs erfolge . Der Rcgierungsvertreter überreichte sodann
die nachstehenden Grundsätze:

Grundsätze
betreffend Enteignung von Öd - und Moorländereien

durch das Siedlungsamt.

8 1-
Das Siedlungsamt hat , bevor es beim Schiedsamt einen

Antrag auf Enteignung stellt , dem Eigentümer des betreffen¬
den Grundstücks hiervon Mitteilung zu machen mit der Auf¬
forderung , sich binnen einer Frist , welche nicht unter 14 Tage
bemessen sein soll , zu erklären , ob er das betreffende Grund¬
stück ganz oder teilweise in Kulturland umwandcln will , und
innerhalb welcher Frist . Gibt der Eigentümer innerhalb der
gestellten Frist kerne Erklärung ab , so wird angenommen,
daß er darauf verzichtet , daS betreffende Grundsiückffür eigene
Kultivierung in Angriff zu nehmen . In der Fristsestsetzung
ist hierauf hinzuwerseu.

8 2 .
Gibt der Eigentümer die Erklärung ab , daß er das be¬

treffende Grundstück ganz oder teilweise selbst in Kulturland
umwandeln will , so ist nach Verhandlung mit ihm festzu-
stellen , ob und inwieweit die vom Eigentümer für die Kulti¬
vierung in Anspruch genommene Fläche seinen wirtschaftlichen
Verhältnissen entspricht und ihm zur Kultivierung zu belasse»
ist , und ihm für die Kultivierung dieser Fläche eine ange¬
messene Frist zu setzen ; die übrigen Flächen find ohne Frist¬
festsetzung in Anspruch zn nehmen , soweit das Siedlungsamt
gemäß Z 9 dafür Verwendung hat.
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Die Höchstdauer der Kultivierungsfrist ist in der Regel
nicht über 10 Jahre zu bemessen, bei kleineren Flüchen ent¬
sprechend kürzer.

8 3-
Bei der Feststellung, welche Flüche dem Eigentümer zur

eigenen Kultivierung zu überlassen ist, ist in erster Linie zu
berücksichtigen die möglichst wirtschaftliche Ausgestaltung des
bestehenden landwirtschaftlichen Betriebes. Jnsbesondeie ist
auch die wirtschaftliche Ausnutzung der vorhandenen Bctriebs-
gebüude und des vorhandenen Bctriebsinventars zu berück¬
sichtigen, ferner auch die Erreichung eines wirtschaftlich zweck¬
mäßigen Verhältnisses zwischen Grünland und Ackerland.
Andererseits ist in Rücksicht zu ziehen, in welchem Verhältnis
das unkultivierte Land zu kultiviertem Land steht. Es ent¬
spricht ferner nicht den wirtschaftlichen Verhältnissen, wenn
der Eigentümer angeblich die Kultivierung eines Grundstücks
in Angiiff nehmen will, welches wegen weiter Entfernung zu
seinen Betriebsgebäuden so ungünstig gelegen ist, daß die
Kultivierung wirtschaftlich unzweckmäßig ist. Den wirischaft-
lichen Verhältnissen entspricht nur, was wirtschaftlich zweck¬
mäßig und möglich ist.

8 4
Es sind ferner insbesondere die Faniilienverhältnisse des

Eigentümers zu berücksichtigen, ob Kinder Landwirte sind oder
weiden wollen und von ihm mir Land auszustatten sind.

8 5.
Sclbstbewirtschaftete Stellen, welche insgesamt einschließlich

der kultivierten Ländereien nicht größer sind als 15 Hektar,
sind regelmäßig im Enteignungswege nicht in Anspruch zu
nehmen. Diese Vorschrift findet auch auf„Pachtslellen bis
zu dieser Größe Anwendung, sofern das Ödland für diese
benutzt wird und von dem Pächter nach den Pachtbedinqunqen
zu kultivieren ist.

8 6.
Flächen, im Besitz von Personen, welche Landwirtschaft

oder Forstwirtschaft nicht betreiben, können ohne Fristsetzung
in Anspruch genommen werden.

8 7.
Bevor eine Enteignung beantragt wird, ist stets der frei¬

willige Ankauf zu versuchen.
Die in den Moorgrundstücken vorhandene Torfmasse ist

mir zu entschädigen, soweit das Moor zur Torsverwertung
aufgeschlossen ist oder dazu benutzt wird. Die schlummernden
Brenn- und Streutorfmaterialiennicht aufgeschlossener Moore
sind nicht zu entschädigen.

8 8.
Ist der freiwillige Ankauf nicht möglich, so ist Antrag

auf Enteignung beim Schiedsamt zu stellen. Zugleich mit
dem Enteignungsantrageist der Antrag auf Festsetzung der
Enlschüdigung zu stellen.

Der Antrag muß enthalten:
1. Die Bezeichnung der für die Enteignung in Anspruch

genommenen Grundstücke nach ihrer Lage, Größe,
Knlturart und Katasterbezeichnung,

2. Die Namen der Eigentümer. Beizufügen sind be¬
glaubigte Grundbuchauszüge.

8 9-
Es ist (Z 21 des Neichssiedlungsgcsetzes) nur das Land

zu enteignen, welches voraussichtlich im Laufe der auf die
Enteignung folgenden 10 Jahre für Siedlungszwccke verwandt
wird lNeusiedlung und Vergrößerung von vorhandenen Klein¬
betrieben bis zur Größe der selbständigen Ackernabrung).

Der frühere Eigentümer hat ein Wiederkaufsrecht an
dem enteigneten Grundstück, wenn und soweit es nicht inner¬
halb einer Frist von 10 Jahren für Siedlungszwecke ver¬
wandt wird. Das Wiedeikanfsrecht ist innerhalb eines wei¬
teren Jahres auszuüben und erlischt demnach spätestens mit
dem Ablauf des 11. Jahres nach der Enteignung, d. h. nach
dem Zeitpunkt der Zustellung der Entcignungserklärung seitens
des Schicdsamts an den Eigentümer.

8 10.
Die Löschung des Wiederkaufsrechts(§ 21  des Reichs¬

siedlungsgesetzes) ist vom Siedlnngsamt nach dem Ablauf der
Frist bezw. für Grundstücke, welchem Siedlungszwccken inner¬
halb der Frist ausgegcben werden, bei der endgültigen Ein¬
weisung beim Grundbnchamt zu stellen. Eme Löschungsbewilli¬
gung des Berechtigten ist bei Einweisung von Grundstücken zu
Siedlungszwecken und nach Ablauf der Frist nicht erforderlich.

8 ii.
Als unbewirtschaftetes Land sind Heide- und Moorlän¬

dereien auch dann anzusehen, wenn sie als Schafweide benutzt
werden, oder zum Heidemähe>, Plaggcnstich oder zu ähnlichen
geringwertigen Nutzungen. Die Umwandlung in Kulturland
setzt Verbesserungen voraus, die angemessene Erträge dauernd
gewährleisten.

Flächen, die nach forstwirtschaftlichen Grundsätzen sach¬
gemäß aufgeforstet oder angesamt sind, gelten in der Regel
nicht als unbewirtschaftete Flächen, desgleichen auch nicht
Flächen, welche zur gewerblichen Nutzung von Lehmstich für
Ziegeleien, Kiesgruben, verwandt werden.

Für Moorflächen, welche zur Torfgräberei benutzt werden
oder hierfür in Vorbereitung begriffen sind, ist mit Rücksicht
auf den Brennstoff- und Streumangel und die hohen Ent¬
schädigungen für aufgeschlossene Moore bis weiter von der
Inanspruchnahme für das Siedlungsamt in der Regel ab¬
zusehen."

Daß die Handhabung des Siedlungsgesetzes vielfach im
Lande scharfen Widerspruch hervorgerufcn hat, zeigt nicht nur
eine Eingabe aus Friesoythe, auf deren Inhalt sowie auf dcu
dazu erstatteten Bericht Bezug genommen wird, sondern dies
wurde auch aus dem Ausschüsse konstatiert; es wurden mehrere
Fälle erörtert, in denen die beantragte Kultivierungsfrist ab¬
gelehnt sei und das Land enteignet werde. Dies Verfahren
wurde aus dem Ausschuß bemängelt mit dem Hinweis, daß
es dem Sinne des RS .G. und dem Oldenburg. Gesetze be¬
treffend Ausführung des R S .G. widerspreche; das Verfahren
widerspreche auch den mitgeteilten Grundsätzen, betreffend
EnteignuugvonÖd- und Moorländereien durch das Siedlungs¬
amt. Es wurden sodann noch mehrere Fälle aus der Gemeinde
Großenkneten besprochen, wo ebenfalls Enteignungen in Aussicht
genommen find. Hierzu gab der Negierungsvertreterdie
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Erklärung ab , daß in den meisten dieser Fälle die Kulti-
vierungsfrist gewährt werde , die verbleibenden Fälle aber nach
geprüft werden müßten ; es müsse aber darauf hingewiesen
werden , daß alle Anträge ans Knltivierungsfrist nicht berück¬
sichtigt werden könnten , weil dann die Tätigkeit des Siedlungs¬
amtes lahm gelegt werde.

Ein Teil des Ausschusses , die Abgeordneten Hollmann,
Leffers , Lohsc , Müller , Meyer , Schröder , Wichmann steht
auf dem Standpunkte , daß dem Eigentümer ans seinen Antrag,
mehr als bisher geschehen , ejne Frist zur Kultivierung zu
setzen sei und stellt

Antrag 3:

Der Landtag wolle beschließen , die Staatsregierung
zu ersuchen , in Anwendung des tz 3 des R .S .G . und
des H 11 des Oldenburgischen Ausführnngsgesetzes
vom 4 . März 1920 und gemäß den vom Siedlungs-
amt hcrgegebenen Grundsätzen dem Eigentümer auf
seine E >klärung stets eine Frist zur Kultivierung zu
setzen, soweit nicht nach der Größe und Beschaffenheit
seines gesamten Landbesitzes angenommen werden muß,
daß die Kultivierung unwirtschaftlich ist.

Ein anderer Teil des Ausschusses , die Abgeordneten
Albers , Hng , Jordan , Kaper , Schmidt , Svenson , Zimmermann
ist der Ansicht , daß , wenn die Grundsätze der 8ß 3 und 4
strickte befolgt werden , es eines Antrages nicht bedarf und
berechtigte Klagen nicht Vorkommen können.

Dem Anträge des Regierungs -Vertreters anf Erhöhun
des Z 17 um 100000000 stimmt der Ausschuß zu.

Zu den ZH 18 — 22 verweist der Ausschuß auf die
eingehende Begründung der Vorlage und stellt

Antrag  4:
Annahme der Htz 16 — 22 mit der Änderung , daß

zu 8 17 statt 20000000 -/ -t 120000000 ein¬
gestellt werden.

Abschnitt  III.

Der Ausschuß stellt
Antrag 5:

Annahme der 23 — 28.

Abschnitt IV : Teichwirtschaft in Ahlhorn.
Zu den § 8 29 — 45  teilte der Negieruugsvertreter folgen¬

des mit:
Zu § 30 : Besondere Ankäufe stünden nicht in Aussicht;

der Betrag sei in Ausgabe gestellt für den Fall,
daß sich eine günstige Gelegenheit zur Arron¬
dierung biete.

Zu § 31 : Neubauten und Umbauten seien an sich nicht
beabsichtigt , wenn aber mehr Jungvieh auf-
gcstallt werden müsse , könnten Anbauten in
Frage kommen.

Zu § 32 : Es werde beabsichtigt 3 — 4 da zu Neukulturen
in Angriff zu nehmen.

Zu 8 40 : Die beantragten Mittel werden benötigt für
Anschaffung von Futter und Gerätschaften.

Zu Z 41 : Es werden bzw . sind bestellt
20 da mit Roggen,
20 da mit Hafer,

4 lla mit Kartoffeln,
4 da mit Steckrüben.

Der Ausschuß stellt
Antrag 6:

Annahme der ZZ 29 — 45.

Auf Seite 22 ist sodann eine Bilanz der Teichwirtschaft
in Ahlhorn für 1921 und auf Seite 23 eine Gewinn - und
Verlustrechnung derselben für 1921 vorgelegt.

Der Ausschuß hat dazu nichts zu bemerken und stellt
Antrag 7:

Der Landtag wolle die vorgelegte Bilanz und
Gewinn - und Verlustrechnung für 1921 zur Kenntnis
nehmen.

Namens des Ausschusses III.
Der Berichterstatter:

Hollmann.

Anlage 149.
Bericht

des Ausschusses III über die Anlage 19 , betreffend Bürgschaftsleistung für Bau - und Meliorationsdarlehn.

In der Vorlage 19 beantragt das Staatsmiuistcrium:
Der Landtag wolle genehmigen , daß:

1 die mit Schreiben des Landtags vom 21 . Februar
1922 bewilligte Summe von 8000000 <-// um

j, bis zu 10 000 000 -F — Auszahlungsbetrag —
überschritten wird,

2 . zu Lasten des Siedlungsamts die Bürgschaftsleistung
für Bau und Meliorationsdarlehn (Roggendarlehen
oder Markdarlehen ) an vom Siedlungsamt einge¬
wiesene Siedler bis zu einer weiteren Summe von
150 000000 -F — Auszahlungsbetrag — über¬
nommen wird.
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Der zu den Ausschußbcratungen zugezogene Negierungs¬

vertreter beantragte die vorstehend unter Ziffer2 vorgesehene
Bürgschaftsleistungvon 150000000 auf 700000000 ^ zu
erhöhen. Begründet wurde dieser Antrag mit der inzwischen eiu-
getretenen weiteren Geldentwertung; cs seien für 60 Neubauten
im Jahre 1023 L 10000000 ^ 600 000 000 und sür
Meliorationszwccken pro da 300 - 400000 ---it zusammen
100 000 000 <-// Darlehn unter Bürgschaft des Siedlungs¬
amtes erforderlich. Aus dem Ausschuß wurden zunächst
Bedenken laut, ob die Siedler bei den jetzigen hohen Haus¬
baukosten demnächst imstande sein würden, bei veränderten
Verhältnissen ihren Verpflichtungen nachzukommen. Der
Regierungsvertreter führte dazu aus, daß bei der von der
Staatlichen Kreditanstalt geübten Darlehnsgcwährung diescr-
halb Bedenken nicht bestünden.

Nach eingehender Beratung kam der Ausschuß zu der
Überzeugung, daß dem Anträge des Staatsministeriums zu¬
zustimmen sei und stellt den

Antrag:
Der Landtag wolle genehmigen, daß

1. die mit Schreiben des Landtags vom 21. Februar
1922 bewilligte Summe von 8 000000 um
bis zu 10 000 000 -xss— Auszahlungsbetrag—
überscbritten wird,

2. zu Lasten des Sicdlungsamts die Bürgschafts¬
leistung für Vau- und Mcliorationsdarlehen
(Roggendarlehen oder Markdarlehcn) an vom Sied¬
lungsamt cingewiesene Siedler bis zu einer weiteren
Summe von 700000000 v-it — Auszahluugs-
betrag — übernommen wird.

Namens des Ausschusses III.
Der Berichterstatter:

H ol l ina nn.

Anlage 15Ü.
Bericht

des Ausschusses III über deu Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg, betreffend die Tagegelder
und Reisekosten der Abgeordneten zum Landtage.

(Anlage 21.)

Der Ausschuß hat die Vorlage eingehend beraten und
mit dem Regierungsvertreter besprochen. In Rücksicht auf die
fortschreitende Geldentwertung hielt es der Ausschuß für
richtig, keine bestimmte Summe, sondern einen Grundbetrag
in das Gesetz aufzunehmen. Es würde dadurch ermöglicht,
durch prozentuale Teuerungszuschläge, wie sie zu den Ge¬
hältern der Beamten gewährt werden, der Geldentwertung zu
folgen.

Der Regierungsvertreterist mit dieser Regelung ein¬
verstanden.

Der Ausschuß stellt den
Antrag  1:

Der Z 1 des Entwurfs wird durch folgende ersetzt:
8 1-

Die Abgeordneten zum Landtage erhalten während
der Dauer der Versammlung für jeden Tag, an dem sie
am Orte derselben anwesend sind, als Tagegeld ein Grund¬
betrag von 1200 -xss und dazu die Teuerungszuschläge, wie
sie jeweilig den Staatsbeamten gewährt werden. Für Sonn-
und Feiertage erhalten sie das Tagegeld, auch wenn sie nicht
am Orte der Versammlung anwesend sind. Für jeden Tag.
außer Sonn- und Feiertagen, an dem sie nicht anwesend
sind, oder an dem sie eine Voll- oder Ausschnßsitzuug ver¬

säumt haben, werden zwei Drittel des Tagegeldes gekürzt
sofern sie nicht in LandtagsgeschÜften anderweitig beauftragtwaren.

Wenn ein Abgeordneter seinen Aufenthalt in Olden¬
burg erst nach Eröffnung der Veisammlung beginnt oder
vor ihrem Schluffe beendigt, oder wenn er ihn für mehr
als eine Woche unterbricht, fällt das Tagegeld für die Ab¬
wesenheitszeit weg.

Die Mitglieder des Gesamtvorstandes beziehen das
Tagegeld noch für drei Tage nach dem Schluß der Ver¬
sammlung, falls sie noch Landtagsgeschäfte zu erledigen
haben.

Die in einem Umkreis von 2 Icm wohnenden Abge¬
ordneten erhalten das Tagegeld zur Hälfte. Die Ent¬
fernung wird voni Schloßturm in Oldenburg an gerechnet
und nach den amtlichen Festsetzungen der Wegelängen er¬
mittelt. Im Falle des Abs 1 Satz 3 erhalten diese Ab¬
geordneten ein Sechstel des vollen Tagegeldes.

Die Abgeordneten aus den Landesteilen Lübeck und
Birkenfeld erhalten sür jeden Tag ihrer Anwesenheit in
Oldenburg eineu Zuschlag von 40 vom Hundert.

Die Anwesentzeit in den Sitzungen wird durch Ein¬
tragung in eine Liste, anderweitige Landtagstütigkeit durch
den Vorsitzenden festgestellt."
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